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Zum neuen 
Zivilschutz 

Sie hatten sich viel Mühe gege­
ben: Vom Frühjahr 1995 an erarbei­
teten die Hilfsorganisationen ASB, 
DRK, JUH, MHD sowie DLRG zusam­
men mit dem Deutschen Feuer­
wehrverband (DFV), der Helferver­
einigung des THW und der ARKAT 
eine gemeinsame Position zur Neu­
ordnung des Zivilschutzes. Für die­
ses Programm hatte das Bundesmi­
nisterium des Innern, offiziell 
aufgrund der veränderten Sicher­
heitslage, faktisch unter dem Zwang 
des Finanzministers, die Realisierung 
eingeläutet. Ein abgewogenes, von 
der Verantwortung für den Schutz 
der Bevölkerung geprägtes Argu­
mentationspapier dieser Partner 
wurde im Juni 1995 vorgelegt. 

Im November 1995 diskutierte der 
Expertenkreis mit dem Vertreter des 
Arbeitskreises AK 5 der Innenm ini­
sterkonferenz der Länder in Gegen­
wart des zuständigen Unterabtei­
lungsleiters im BMI über die Ziele 
und Änderungswünsche des Gesetz­
entwurfes, über die Zusammenarbeit 
zwischen Bund, Ländern und Hilfs­
organisationen, über Defizite, Män­
gel und vertrauensbildende Maß­
nahmen . Die Zeichen für Gemein­
samkeit, für verantwortungsvolles 
Handeln schienen gut. 

4 

7 

Hilfe bei Einsatz und 
Zusammenarbeit vor 
Ort. Erfahrungen aus 
militärischer Sicht 

KATANOS 
Eine vergleichende 
Obersicht über den 
Stellenwert von 
Katastrophen und 
Notlagen in der 
Schweiz 

EDV·EINSATZ . 
12 Mit den Erfahrungen 

der Anwender zu 
einem neuen DISMA 

Im Januar dieses Jahres dann die 
Stellungnahme der Verbände und 
Organisationen zum ZSNeuOG an 
den BMI : Ergebnis langer Gespräche, 
abgestimmt untereinander, sachlich 
und gut, eine (ge)wichtige Grundla­
ge zur Überarbeitung des Entwurfs. 
Ganz selbstverständlich auch Infor­
mation der Länder zu Inhalt und Po­
sitionen. Im Februar 1996 dann Ein­
ladung zur Gesprächsrunde im BMI. 
Der Abteilungsleiter deutete an, daß 
die Abstimmung des Bundes mit den 
Ländern zwischenzeitlich erfolgt ist. 
Das Protokoll hingegen erhielten die 
"Lastenträger " des Zivil - und Kata­
strophenschutzes nicht. Keine Un­
terrichtung von ASB, DRK .. . 

Vertrauensbildung? 
Dann kam der Gesetzentwurf, 

Stand 15. April. 
Prüfen, wo denn die Anregungen 

geblieben sind, wo Vorschläge ein­
gearbeitet, Änderungen vorgenom­
men wurden . Von Seite zu Seite zu­
nehmendes Erstaunen über die mar­
ginalen Neuformulierungen. 

Stellungnahme und Positionen 
nicht wiederzufinden! 

Trotzdem oder deshalb keine Er­
klärung seitens des Bundesministers, 
keine Kontaktaufnahme durch die 
Länder via AK 5. 

Jetzt lädt der Bundesinnenmini ­
ster, Manfred Kanther, für den Tag 
der Johannisfeier von JUH und MHD, 
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Messung und Auswer­
tung von Schadstoff­
immissionen. Mögli­
ches Verfahren am 
Beispiel einer Obung 

Aufbau des Zivil- und 
Katastrophenschutzes 
am Beispiel der Stadt 
Halle (Saale) 

WARNDIENST 

24 Die Warndienstver­
bindungsstelle S1 als 

den 20. Juni 1996, die Präsidenten 
der Hilfsorganisationen zum Ge­
spräch über das Zivilschutzneuord­
nungsgesetz ein. 

Was beabsichtigt diese Einladung, 
außer dem erwarteten Austausch 
von Artigkeiten? Scheinbare Ab­
stimmung des Zivilschutztorsos mit 
den Betroffenen oder anscheinende 
Zustimmung der Organisationen zu 
den neuen Lasten?* 

Es bleibt ein bitterer Nachge­
schmack, wie die Politik mit Ver­
bänden umgeht, die Ehrenamt und 
Freiwilligkeit zum Wohle der Bevöl­
kerung ebenso wie Pflichterfüllung 
in der Notfallvorsorge für diesen 
Staat repräsentieren und dokumen­
tieren. 

Denn es ist so, wie ein Generalse­
kretär einer großen deutschen Hilfs­
organisation resignierend anmerkte: 

"Geht es bei einer Katastrophe 
gut, waren es die Träger des Kata­
strophenschutzes, die Länder und 
Gemeinden. Geht es schief, dann be­
ziehen wir, die Hilfsorganisationen, 
die Prügel." 

Dr. Horst Schättler 

* Am 17. Juni wurde der Termin 
aus dringenden Gründen abgesagt 
und auf September 1996 verlegt ­
quod erat demonstrandum. 
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HUMANITÄRE HILFE 

Hilfe bei Einsatz und Zusammen­
arbeit vor Ort 
Erfahrungen aus militärischer Sicht 
Von Georg Bernhardt, Generalmajor a. D. 

Ende Januar 1996 diskutierten 
auf einem zweitägigen Symposi­
um rund 100 Vertreter von Bun­
desregierung, Hilfsorganisatio­
nen, Bundeswehr, EU und Indu­
strie in Bonn unter Leitung von 
Dr. Horst Schöttler über "Huma­
nitäres Helfen im Ausland". Die 
Organisation lag in den Händen 
der CPM GmbH, St. Augustin . 
Wir drucken in der "Notfallvor­
sorge" ausgewählte Vorträge ab 
und setzen die Berichte mit Ge­
neral a. D. Bernhardt fort. Er war 
sowohl bei der Operation Kur­
denhilfe, als auch in Somalia ver­
antwortlich für Vorbereitung 
und Durchführung der Einsätze. 

Die Ausführungen von Generalma­
jor a.D. Bernhardt beziehen sich vor­
rangig auf Erfahrungen bei der 
Hilfsaktion für kurdische Flüchtlinge 
im Iran 1991 und während des 
UN-Einsatzes in Somalia 1993/94. Er 
geht dabei kurz auf die weitere Um­
setzung dieser Erfahrungen und auf 
Aufgabenfelder ein, die aus seiner 
Sicht in Angriff genommen werden 
müssen. 

Vor Ort klappt die Zusammenar­
beit zwischen Hilfsorganisationen 
und Bundeswehr zumeist eher als in 
Bonn, wo die unterschiedlichen In­
teressen - auch ganz verständlich und 
legitim - zusammentreffen . 

Daß dieses Zusammenwirken 
künftig nicht weniger wichtig sein 
wird, ist offenkundig : Zahl und häu­
fig leider auch gleichzeitig Ausmaß 
von Katastrophen oder humanitären 
Notlagen haben zugenommen . Al ­
lein die Zahl von weltweit rund 50 
Millionen Flüchtlingen macht dies 
deutlich. 

Und damit wird es eher noch not­
wendiger, bedrängten Mitmenschen 
in weniger glücklichen Teilen der 
Welt zu helfen. Der neue Auftrag der 
Bundeswehr drückt dies aus. 
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Neuer Auftrag der 
Bundeswehr* 

Die Bundeswehr 
• schützt Deutschland und seine 

Staatsbürger gegen politische Er­
pressung und äußere Gefahr; 

• fördert die militärische Stabilität 
und die Integration Europas; 

• verteidigt Deutschland und sei­
ne Verbündeten; 

• dient dem Weltfrieden und der 
internationalen Sicherheit in Ein­
klang mit der Charta der Ver­
einten Nationen und 

• hilft bei Katastrophen, rettet aus 
Notlagen und unterstützt hu­
manitäre Aktionen . 

* Neuer Auftrag der Bundeswehr 
gemäß" Weißbuch 1994 ", Seite 
89 

Humanitäre Hilfe und 
neuer Auftrag der 
Bundeswehr 

Diese neue und zusätzliche Auf­
gabe ist aber keine "Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahme" für die Bundes­
wehr, sondern Schlußfolgerung aus 
internationaler und eigener Erfah­
rung . Zu dieser Erfahrung gehört 
auch, daß diese Aufgabe nicht auf 
die eigentlichen, also ausschließlich 
humanitären Hilfsaktionen beschränkt 
bleibt. 

Quer durch das größer und viel­
schichtiger gewordene Auftrags­
spektrum zieht sich (neben der poli­
tischen Einwirkung, der Presse, der 
erforderlichen Abstimmung mit an­
deren Kontingenten) die Aufgabe 
des humanitären Helfens mit unter­
schiedlichem Gewicht und damit 
auch die der Zusammenarbeit mit 
den humanitären Organisationen 
(NGO = Non-governmental orga­
nizations) . 

Und diese Aufgabenfülle zeigt 
auch, daß es sich die Streitkräfte gar 
nicht leisten können, humanitäre Hil-

fe vorrangig anders als subsidiär zu 
leisten. Lassen Sie es mich so sagen: 
Subsidiarität" ist schwer auszuspre­

~hen, und in der Praxis denkt man 
wahrscheinlich kaum an diesen schö­
nen Begriff. Es wird aber danach ver­
fahren . 

Als zusätzliche neue Aufgabe für 
die Bundeswehr kristallisiert sich mit­
unter leider auch die heraus, huma­
nitäre Hilfe durch bewaffneten 
Schutz überhaupt erst zu ermögli ­
chen . Schließlich war dies ja ein we­
sentlicher Beweggrund für das En ­
gagement der VN in Somalia. 

Grundsätze für die 
Zusammenarbeit 

Wesentlich für die Zusammenar­
beit zwischen Streitkräften und Hilfs­
organisationen ist, daß von Anfang 
an dabei die jeweiligen Zuständig­
keiten, Verantwortlichkeiten und un­
terschiedlichen Möglichkeiten des 
Handeins und Helfens beachtet wer­
den. Dies beginnt bei den Zustän­
digkeiten innerhalb der Bundesre­
gierung und geht bis zur Respektie­
rung von rechtlichem Status, der 
Eigenständigkeit und dem jeweiligen 
Selbstverständnis der verschiedenen 
NGO beim Einsatz vor Ort. Letzteres 
ist schon deswegen erforderlich, da­
mit Unparteilichkeit und politische 
Unabhängigkeit der NGO nicht in 
Frage gestellt werden . 

Dieses Verdeutlichen kann für den 
Soldaten sogar einen Vorteil haben: 
nämlich den, daß er von den zumeist 
ungleich längeren Erfahrungen der . 
NGO im jeweiligen Einsatzgebiet 
zehren kann, insbesondere ihren ge­
wachsenen Beziehungen und Infor­
mationen, die häufig nur diese er­
reichen . 

So wurden uns im Mai 1993 die er­
sten Schritte in Mogadischu durch die 
CARITAS, die GTZ und das THW, die 
bereits vor Ort waren, deutlich er­
leichtert. 

Durch dieses Respektieren der Un­
abhängigkeit braucht und darf aber 
nicht die notwendige Zusammenar­
beit vor Ort und die Koordinierung 
aller Tätigkeiten in Frage gestellt 
werden. Schließlich geht es ja darum, 
daß alle Hilfsmaßnahmen zielgerich-



tet dazu beitragen, gemeinsam 
schnell und wirksam eine Notlage zu 
überwinden. 

Wechselseitige 
Information und 
gemeinsame 
lagefeststellung 

Dies ist zumeist gerade zu Beginn 
einer Hilfsaktion notwendig : Ge­
samtausmaß, örtliche Schwerpunkte, 
wesentliche Gefährdungen und mög­
liche Folgewirkungen müssen bei ei­
ner plötzlichen humanitären Notla­
ge oder Katastrophe schnell und um­
fassend erkundet werden . Nur so ist 
es möglich, von Anfang an wirksam 
zu helfen, sich wechselseitig zu un­
terstützen und Dringlichkeiten fest­
zulegen . 

So war es bei der Kurden-Hilfe im 
Iran so, daß das erste Lagebild über 
die Notsituation in den weit ausein­
anderliegenden und abgelegenen 
Lagern erst einmal durch unsere Hub­
schrauber zusammengetragen wur­
de, dann aber die notwendige Infor­
mation über spezifische EinzeIsitua­
tionen durch die Erkenntnisse der 
humanitären Organisationen ver­
dichtet wurde . In wenig erschlosse­
nen, gebirgigen Gebieten, wie es das 
Grenzgebiet zwischen dem Iran und 
Irak darstellt, und bei den großen 
Entfernungen ist dies auch anders 
gar nicht möglich . 

Hierzu stützten sich häufig wie­
derum die NGO auf unsere Hub­
schrauber. (Die weitere Verbesserung 
der Aufklärungsfähigkeit unserer 
Hubschrauber und ihre Ausrüstung 
mit weiterreichenden FernmeIdever­
bindungen ist von daher auch für die 
Unterstützung humanitärer Einsätze 
notwendig. Dies gilt im übergreifen­
den Sinn auch für die Abstützung auf 
Satellitensysteme bei größeren Not­
lagen oder Katastrophen .) Dieses 
"Zusammentragen" von Informatio­
nen war auch deswegen erforderlich, 
weil gerade zu Anfang die iranischen 
Autoritäten mit ihrer Information 
recht sparsam waren . 

Von Anfang an herrschte dabei 
zwischen Hilfsorganisationen und 
Bundeswehr der Grundsatz der vor­
behaltlosen und offenen wechselsei­
tigen Unterrichtung . So waren die 
humanitären Organisationen einge­
laden, an unseren täglichen Lagebe­
sprechungen teilzunehmen, genau 
wie wir an den wöchentlichen Koor­
dinierungsgesprächen der NGO teil ­
nahmen. 

Nach dem gleichen Grundsatz 
wurde in Belet Huen/Somalia ver-

Lufttransport und -umschlag stellen immer Engpässe dar. 

fahren . Hierbei versuchten beide 
Seiten, zusätzlich in diese Abstim­
mungen erste sich wieder bildende 
einheimische Aktivitäten (Älteste, 
örtliche Councils, Komitees) einzu­
beziehen. Ziel war es dabei von An­
fang an, die einheimische Bevölke­
rung nicht nur zu beteiligen, sondern 
sie auch an der Verantwortung teil ­
haben zu lassen. 

Koordinierung aller 
Maßnahmen 

Bei der Kurdenhilfe im Iran konn­
ten z. B. bei den Lagebesprechungen 
gleich die Anträge auf Hubschrau­
bertransport von Hilfsgütern oder 
Personal durch die Hilfsorganisatio­
nen eingebracht und bei unseren Pla­
nungen berücksichtigt werden . Um­
gekehrt waren wir wiederum dank­
bar, daß wir auf das eine oder andere 
Mittel der Hilfsorganisationen - wie 
z. B. schnell eingeflogene Kinder­
nahrungsmittel oder Zelte des IKRK 
für unsere Hilfsaktivitäten - zurück­
greifen konnten. 

Dieses laufende Abstimmen ist 
nicht nur notwendig für das Koordi­
nieren einzelner Ad-hoc-Maßnahmen 
vor Ort, sondern auch, um den logi­
stischen Auf- und Unterbau der 
Hilfsaktion insgesamt von Anfang an 
zielgerichtet zu gestalten. Der Bedarf 
der Hilfsorganisationen an Hilfsgü­
tern konnte aufgrund dieser Abstim­
mungen von uns vorausschauend in 
unsere Lufttransporte von Deutsch­
land aus eingesteuert werden . 

Durch die abgestimmte Zusam-

Fotos: Bernhardt 
menarbeit mit dem THW war es 
möglich, schnell eine erste Wasser­
versorgung in den am meisten ge­
fährdeten Lagern gemeinsam aufzu­
bauen und so der Seuchengefahr 
vorzubeugen . Hierbei halfen dann 
wiederum in den einzelnen Lagern 
die Sanitätsstationen von Maltesern 
und Johannitern. 

Besonders wichtig war dieses Zu­
sammenwirken und Zusammenste­
hen gegenüber den unterschiedli­
chen iranischen Organisationen. So 
war es z. B. nur möglich, die Hilfslie­
ferung des Dänischen Roten Kreuzes 
an Lebensmitteln geschlossen zur 
Verteilung zu bringen, weil wir sie in 
das deutsche militärische Lager 
schleusten und von dort aus uns an 
der Verteilung (weitgehend per Hub­
schrauber) beteiligten . 

Selbstverständlich war dabei, daß 
sich die humanitären Organisationen 
auf unsere Logistik und unsere Kom­
munikationsmittel stützen konnten . 
Dies war damals noch besonders 
wichtig, da wir zu dieser Zeit als ein­
zige über Satelliten-Kommunikati ­
onsgeräte verfügten . 

"Modell Kurdenhilfe" 
Insgesamt waren wir meines Er­

achtens wechselseitig von dem Erfolg 
dieser Zusammenarbeit überzeugt. 
Wir waren deswegen nach der Rück­
kehr umso mehr überrascht, daß es 
in Deutschland einige kritische Stim­
men über diese Zusammenarbeit ge­
geben hatte und insbesondere der 
Beitrag der Bundeswehr als zu inef­
fektiv kritisiert worden war. 
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HUMANITÄRE HILFE 

Zusammenarbeit in 
Bakhtaran/lran 1991 

Deutsche 
Hilfsorgan isationen 

ADRA 
CARITAS 
DRK 
Diakonisches Werk 
HELP 
JOHANNITER 
MALTESER 
THW 

Ausländische 
Hilfsorganisationen 

Dänisches RK 
Iranischer Roter Halbmond 
Medecins Sans Frontieres (MSF) 

Internationale 
Organisationen 

IKRK 
UNHCR 

Immerhin hatte diese Diskussion 
auch etwas Gutes: Sie war Startschuß 
für den "Arbeitskreis Humanitäre 
Hilfe", den heutigen "Koordinie­
rungsausschuß" . 

Aus meiner Sicht hat sich das 
"Modell Kurdenhilfe" für diese Zu­
sammenarbeit vor Ort bewährt: 
• schneller Aufbau eines ersten Un­

terstützungsnetzes vorrangig mit 
den Mitteln der Bundeswehr, 

• Verdichtung dieses Netzes durch 
die humanitären Organisationen, 

• logistischer Unterbau, der die NGO 
frei für ihre eigentliche humanitä­
re Aufgabe hält. 
Nach Wirksamwerden der drin­

gendsten Maßnahmen: Zug um Zug 
Ubernahme dieses Netzes durch hu­
manitäre Organisationen (oder Or­
ganisationen des betreffenden Lan­
des), Herauslösen der Bundeswehr. 

Die Zeit ist immer 
zu knapp 

Dieses Zusammenwirken und 
wechselseitige Abstützen gerade zu 
Beginn einer Hilfsaktion ist noch aus 
einem anderen Grund unabdingbar: 
der immer zu knappen Zeit. Schließ­
lich ist es für unseren Bereich nicht 
nur der eigentliche militärische 
Führungsauftrag, sondern die viel ­
fältige Abstimmung z. B. mit den 
Behörden des Gast- oder Einsatzlan-
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des, übernationalen Organisationen, 
mit anderen Kontingenten, die zu­
sätzlich zur Zusammenarbeit mit den 
NGO hinzukommen. Und zumeist 
dauert dies alles außerhalb Europas 
um ein Mehrfaches länger, als wir es 
gewohnt sind . 

Nur: Presse und öffentliche Mei­
nung gewähren keine große Schon­
frist und wollen nach Eintreffen im 
Einsatzgebiet (nicht zu Unrecht) 
dann sehr schnell wirksames Han­
deln sehen. 

Grundlegende Fehler, die gerade 
zu Anfang einer Hilfsaktion gemacht 
werden. sind kaum wieder gutzu­
machen; gerade in Ländern, in de­
nen man sein Gesicht nur einmal ver­
lieren kann. Damit gerade in der Pla­
nungs- und Vorbereitungsphase 
keine grundlegenden Fehler ge­
macht werden, die später sehr 
schwer wieder zu reparieren sind, 
wird überlegt, dafür vorgesehene 
Offiziere speziell auszubilden und 
vorzubereiten - im sogenannten 
Führungsgrundgebiet 5. 

Vielfalt und Vielzahl 
der Anforderungen 

Wie vielfältig die Anforderungen 
sein können, zeigte sich besonders 
in Somalia. Bei den ersten Ge­
sprächen mit den humanitären Or­
ganisationen in der Provinz Hiran 
wurde zunächst sofort die Haupt­
sorge der Vertreter der humanitären 
Organisationen vor Ort deutlich: mi­
litärischer Schutz für ihre Hilfsmaß­
nahmen und das dabei eingesetzte 
Personal. 

Um so größer war die Enttäu­
schung, daß wir gerade in diesem 
Punkt nicht helfen konnten und auf­
grund der damaligen verfassungs­
rechtlichen Bindungen auf unsere 
italienischen Kameraden verweisen 
mußten . Obwohl wir dann sehr 
schnell eine Konstruktion fanden, 
die diese Problematik auffing (Aus­
stattung der NGO mit Funkgeräten, 
Einrichten von Warn-, Meldekreis 
usw.), zeigt auch ieses Beispiel, wie 
notwendig die v assungsrechtliche 
Klärung in u serem Land war. 
Gleichzeitig wird an diesem EinzeI­
beispiel deutlich, daß es nicht nur 
auf leistungsfähige FernmeIdever­
bindungen, sondern auch auf genü­
gende Reserven an wichtigem Ma­
terial ankommt. 

Darüber hinaus wurde von An­
fang an eine Vielzahl und Vielfalt 
von Unterstützungswünschen an uns 
herangetragen, die wir deswegen 
zunächst einmal in einer Matrix nach 
Prioritäten ordnen mußten. 

Unterstützungsforde­
rungen und Vorschläge 
der NGO in Belet Huen 
Schutz von NGO 
Schutz der Konvois von NGO 
Schutz Warenhaus der NGO 
Transport von Geld 
Aufbewahren von Geld , 
Überwachung/Schutz der Aus­
zahlung 
Ausstattung der NGO mit Funk­
geräten 
Ausbildung/Aufbauhilfe für ört­
liche Polizei 
Unterstützung der örtlichen Polizei 

Allgemeine Unterstüt­
zungsforderungen und 

-vorschläge 
Mitflug NGO 
Unterstützung durch Lufttrans­
portILuftumschlag, Betrieb Flug­
platz 
Unterstützung durch Landtrans­
port + Verteilung Hilfsgüter 

Unterstützung Krankenhaus mit 
Fachpersonal 

Geräte/Medikamente für Kran­
kenhaus 

Reparatur Wasserversorgungs­
einrichtungen/ Wasseraufberei­
tung für Krankenhaus 

Brunnenreparatur 

Flußregulierung/Dammbau 

Hygiene-Labor 

Tierseuchen-Überwachung 
(vorwiegend aus der Luft) 

Tierseuchen-Bekämpfung 
Saatgut-Verteilung 

Wiederaufbau Schulen 
Rundfunk-U nterstützung 

Diese Übersi ten stellen nur ei­
nen Auszug dar. 

Da war Inmal die bereits er­
wähnte, sehr umfassende Forderung 
nach Schutz der NGO selbst, über 
den Schutz für ihre Warenhäuser bis 
hin zum Transport, das Verwahren 
und das Überwachen des Auszahlens 
von Geld. 

Ein wichtiger Punkt, der vor Be­
ginn eines Einsatzes geklärt werden 
muß, ist die Frage der Mitflugge­
nehmigung für Personal der NGO 
und des Mittransportes ihres Mate­
rials auf BundeswehrtJugzeugen . 
(Schließlich gilt ja gerade bei huma 
nitären Einsätzen deutsches .Frle-



densrecht" mit all den daraus abzu­
leitenden Vorgaben und Bestim­
mungen). 

Gerade für das schnelle Helfen bei 
plötzlichen Notlagen oder Katastro­
phen muß bei Bundeswehr und 
Hilfsorganisationen noch daran ge­
feilt werden, Material und Ausrü­
stung für den Lufttransport nach Ge­
wicht und Volumen zu reduzieren. 
Hier bietet sich eine saubere Diffe­
renzierung der Ausstattung an für 
schnelles, zeitkritisches Helfen und 
Folgeaktionen, für die mehr Zeit und 
damit andere Transportmöglichkei­
ten zur Verfügung stehen. 

Besonders wichtig kann dabei 
auch zur Unterstützung der NGO -
wie in Somalia - das Instandhalten, 
Absichern und der Betrieb von Flug­
plätzen werden . 

Ich erwä ne dies auch, weil dar­
an deutlich wird, wie wichtig es ist, 
daß sich die h anitären Organisa­
tionen - wo im er notwendig und 
möglich - auf di logistische Infra­
struktur von Streitkräften abstützen 
können. Dazu sollten sie andererseits 
aber wenigstens mit den Grundla­
gen der militärischen U nterstüt-

zungsmöglichkeiten vertraut sein . 
Die unmittelbaren humanitären Hilfs­

maßnahmen durch die Bundeswehr 
selbst werden, wie diese Aufstellung 
zeigt, vor allem dort erforderlich, wo die 
NGO nicht oder noch nicht der Notlage 
Herr werden können . 

Wohlgemerkt: Diese Anforderun­
gen wurden nicht vom UN-Kontin­
gent der Bundeswehr in Somalia 
entwickelt, weil schließlich durch das 
Ausbleiben der indischen Brigade 
sein logistischer Auftrag zu kurz 
kam, sondern überwiegend auf­
grund der Anträge der NGO vor Ort 
während der Erkundung in den er­
sten zwei Wochen bereits im Mai 
1993. 

Insofern ist es auch unfair, daß ge­
legentlich der Eindruck erweckt wur­
de, die Bundeswehr habe sich ihren 
Auftrag auf humanitärem Gebiet 
selbst gesucht, nachdem der logisti­
sche Auftrag nach dem Ausbleiben 
der indischen Brigade nicht zum Tra­
gen gekommen wäre - ganz abge­
sehen davon, daß humanitäre Hilfe 
von vorneherein Teil unseres Auf­
trages war. 

Insgesamt zeigt somit auch der 

Somalia-Einsatz, daß die Zusam­
menarbeit zwischen den NGO und 
der Bundeswehr vor Ort besser läuft, 
als es sich später in Bonn hört und 
liest. 

Worum es jetzt geht 
Worum es jetzt geht, sind drei 

Dinge: 
• Wir müssen immer noch z. T. vor­

handene Berührungsängste zwi­
schen humanitären Organisationen 
und Streitkräften im gemeinsamen 
Interesse weiter abbauen. 

• Wir müssen als ersten wichtigen 
Schritt über die jeweiligen Kapa­
zitäten und Handlungsmöglich­
keiten wechselseitig offen und um­
fassend informieren. 

• Und wir müssen bereits jetzt alle 
Vorbereitungen treffen, damit sie 
erforderlichenfalls koordiniert ein­
gesetzt werden können . 

Im Fall einer Katastrophe oder 
plötzlichen Notlage haben wir 
dazu keine Zeit mehr. 

os - eine vergleichende Übersicht 
u "elen Stellenwert von Katastrophen 
und Notlagen in der Schweiz 
Von Bruno Hostettler, Vizedirekto , Bundesamt für Zivilschutz, Bern; Dr. Thomas Peter und 
Fritz Bähler, Ernst Basler und Partner AG, Zollikon (Schweiz) 

Nicht nur in Deutschland, in ganz 
Europa ist gegenwärtig eine sicher­
heitspolitische Neuorientierung im 
Gang. Ausgelöst durch die Verän­
derungen der weltpolltlschen Lage 
und den Spardrudc werden die bis­
herigen Strategien OberprlJft. Höhe­
re Effizienz in schlankeren Struktu­
ren haben sich nahezu alle Nationen 
auf die Fahnen gfJJdJrleben. Die Dis­
kussion über ElnAtz und Organisa­
tion der Ressoul'CWl kann nur dann 
glaubwürdig gefQhtt werden, wenn 
auch die Gefahren beim Namen ge­
nannt werdfln. Der Zivilschutz der 
Schweiz h t deshalb eine verglei­
chende üb ,sicht über die Kata­
strophen und Notlagen in der 
Schweiz erarbeitet. 

Der bundesrätliche Bericht 90 
über die Sicherheitspolitik der 
Schweiz, das Zivilschutz-Leitbild und 
die neue, zum 1.1.1995 in Kraft ge-

tretene Zivilschutzgesetzgebung ha­
ben die föderalistische Struktur des 
Zivilschutz..es bestätigt. Der Zivil­
schutz der Schweiz wird von der Ge­
meinde getragen, die in erster Linie 
für den Schutz ihrer Einwohner und 
Kulturgüter, für Hilfeleistungen und 
für die Sicherste lung der techni­
schen Infrastruktu zuständig ist. 

Mit Blick auf da veränderte si ­
cherheitspolitische U feld hat der 
Zivilschutz in der Sc weiz einen 
zweiten Hauptauftrag erhalten: 
Nebst dem Schutz, der Re tung und 
Betreuung der Bevölkerung bei be­
waffneten Konflikten obliegt dem 
Zivilschutz auch die Hilfe bei atur­
und zivilisationsbedingten Kata tro­
phen sowie in anderen Notlage -
allein oder in Zusammenarbeit 't 
den übrigen Einsatzdiensten. Dami 
die Mittel des Zivilschutzes möglichst 
wirkungsvoll zur Bewältigung von 

Katastrophen und Notlagen einge­
setzt werden können, müssen 
grundsätzliche Fragen beantwortet 
sein: 
• Welche Katastrophen und Notla­

gen bedrohen die Gemeinschaft? 
• Bei welchen Katastrophen und 

Notlagen können die Mittel des Zi­
vilschutzes wirkungsvoll eingesetzt 
werden, d. h. wie sieht der Beitrag 
des Zivilschutzes im Rahmen der 
Katastrophen- und Nothilfe kon­
kret aus? 

• Inwieweit ergänzen die Unterstüt­
zungsmöglichkeiten der kommu­
nalen Zivilschutzorganisation (ZSO) 
die Leistungen der Partner - Feu­
erwehr, Polizei, Armee (Rettungs­
truppen) - und wo sind aus Sicht 
des Verbundes zusätzliche Anpas­
sungen notwendig? 
Katastrophen sind für die Öf­

fentlichkeit dann ein Thema, wenn 
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sie passieren . Für die verantwortli ­
chen Behörden hingegen sind Kata­
strophen und Notlagen schon ein 
Thema, bevor sie entstehen . Auch 
wenn Katastrophen und Notlagen 
immer wieder für Schlagzeilen sor­
gen, fehlen in vielen Bereichen die­
jenigen Unterlagen, die für die be­
dürfnisorientierte Planung einer ef­
fizienten Katastrophen- und Nothilfe 
notwendig wären. Das Bundesamt 
für Zivilschutz hat deshalb in Zu­
sammenarbeit mit dem Planungs­
unternehmen Ernst Basler und Part­
ner AG, Zollikon, sowie zahlreichen 
Fachstellen in und außerhalb der 
Bundesverwaltung damit begonnen, 
neue Planungsgrundlagen zu erar­
beiten . Mit dem 80seitigen Bericht 
"KATANOS" liegt nun erstmals eine 
vergleichende gesamtschweizerische 
Übersicht über natur- und zivilisati­
onsbedingte Katastrophen und ge­
sellschaftliche Notlagen vor, die auf­
zeigt, welchen Stellenwert die 
einzelnen Ereignisse und Entwick­
lungen haben. Ebenfalls angespro­
chen wi rd die Frage, in welcher Form 
und wie stark die Bevölkerung und 
ihre Lebensgrundlagen je nach Er­
eignis betroffen wären. 

KATANOS widerspiegelt die Sicht­
weise des Zivilschutzes und schafft 
wichtige Voraussetzungen für die 
Konkretisierung der sicherheitspoli­
tischen Aufträge und einen kosten­
wirksamen Einsatz der beschränkten 
Ressourcen . Der Bericht richtet sich 
an die beteiligten Bundesstellen so­
wie an die Behörden der Kantone 
und deren Verantwortliche für die 
Katastrophen- und Nothilfe (Pla­
nung, Organisation und Ausbil ­
dung). 

Was kann passieren? 
Die Unsicherheit über künftige 

Entwicklungen ist ein Merkmal jeder 
Sicherheitsplanung . Dennoch 
braucht es für eine einheitliche und 
systematische Planung klare Vor­
stellungen über die maßgebenden 
Gefährdungen. Wenn die verant­
wortlichen Behörden wissen, was 
passieren kann und welche Hilfs­
und Unterstützungsbedürfnisse in 
den einzelnen Fällen entstehen, kön­
nen sie Einsatz und Organisation der 
verfügbaren Ressourcen darauf aus­
richten . 

Im Bericht KATANOS werden alle 
Gefahren und Entwicklungen, die 
das Potential für Katastrophen und 
Notlagen besitzen, systematisch ana­
lysiert und einheitlich beschrieben -
zum einen nach ihrem zeitlichen 
Auftreten, zum anderen nach den 
erwarteten Auswirkungen im Ereig­
nisfall. Grundlage dieser risikoana­
lytischen Abschätzung bilden maß-
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Was ist ein Risiko 
für wen? 

"Risiko" ist heute ein vielge­
brauchter und schillernder Be­
griff. Und es liegt in der Sache, 
daß darunter nicht immer dassel­
be verstanden wird . In der Si ­
cherheitsplanung ist der Begriff 
folgendermaßen definiert: Das Ri­
siko wird bestimmt durch das 
Ausmaß (A) der möglichen Schä­
digung infolge von Ereignissen 
und der Häufigkeit (H), mit der 
diese eintreten. 

Für die Verwendung des Risi­
kobegriffes ist es wesentlich, fest­
zulegen, für wen dieses Risiko be­
steht. Es wird unterschieden zwi­
schen dem Risiko für ein 
Individuum (individuelles Risiko) 
und dem Risiko für eine Gemein­
schaft (kollektives Risiko) . Für ei ­
nen einzelnen Fußgänger bei ­
spielsweise ist es wichtig zu wis­
sen, wie wahrscheinlich es ist, in 
einem Verkehrsunfall verletzt 
oder getötet zu werden . Die Ge­
meinschaft hingegen ist primär 
daran interessiert, die gesamten 
Auswirkungen von Verkehrsun­
fällen (Todesopfer, Verletzte, 
Sachschäden, Gesundheitskosten 
etc.) auf die Schweizer Bevölke­
rung zu kennen und sie gegen­
über Aufwendungen für zusätz­
liche Sicherheit abzuwägen. 

Im Projekt "KATANOS " wer­
den nur kol lektive Risiken unter­
sucht. Das Risiko entspricht in die­
sem Fall dem langfristig zu er­
wartenden jähr lichen Schaden 
infolge von Ereignissen und Ent­
wicklungen, die ein Potential für 
Katastrophen und Notlagen auf­
weisen . 

gebende Szenarien, die gleichsam 
stellvertretend für verschiedene Er­
scheinungsformen einer Gefahren­
art stehen. Die Szenarien reichen 
von sehr häufig eintretenden bis zu 

Beilage: Tabelle 1 

seltenen Ereignissen und decken das 
ganze Spektrum von den minima len 
bis zu den größtmöglichen Auswir­
kungen ab. Die Beschreibung der er­
warteten Auswirkungen erfolgte mit 
Hilfe von fünf einheitlichen M eß­
größen, die primär aus der Sicht des 
Zivi lschutzes festge legt worden sind: 
physisch Geschädigte (Todesopfer, 
Verletzte, Kranke), Evakuierte, Un­
terstützungsbedürftige, geschädig­
te Lebensgrundlagen und Sachschä­
den. 

Die konsequente, systematische 
Analyse der Gefahren und Entwick­
lungen allein hätte für die Vorbe­
reitung der Katastrophen- und Not­
hilfe nur beschränkte Aussagekraft. 
Sie würde dem Umstand nicht Rech­
nung tragen, daß die Gesellschaft 
Schäden unterschiedlich beurteilt, 
die beim Eintreten eines Ereignisses 
zu beklagen sind . So lassen sich tau­
send Ereignisse mit je einem Todes­
opfer nicht unbesehen mit einem 
einzigen Ereignis vergleichen, das 
auf einen Schlag tausend Todesop­
fer fordert. Die Aversion der Gesell­
schaft gegenüber Großereignissen, 
die Bewertungscharakter besitzt, ist 
deshalb bei der Era rbeitung des Be­
richtes KATANOS exp li zit berück­
sichtigt worden. Konkret sind die Ri­
sikobeiträge mit steigendem Aus­
maß jeweils stärker gewichtet 
worden; aus diesem Grund w ird im 
Bericht auch von einem "gewichte­
ten Risiko" gesprochen. 

Fokussierung auf 
zivilschutzrelevante 
Ereignisse und 
E ntwickl u ngen 

Gegenstand der Untersuch ung 
bi lden alle denkbaren Ereignisse und 
Entwicklungen, die aus der Sicht ei­
ner Gemeinschaft das Potentia l für 
Katastrophen und Notlagen haben. 
Die Aus legeordnung erstreckt sich 
von der natürlichen und technischen 
Umwelt bis zu gesellschaftlichen Ent-

Auslegeordnung und Strukturierung der untersuchten Gefahren 

Naturgefahren 

Erdbeben 
Bodenbewegung 
Hochwasser 
Gewitter 
Sturm 
Lawinen 
Kliltewelle 

Trockenheit/Hitze 
Waldbrand 
Meteoriten 

Zivilisationsbedingte Gefah ren 

Technische Gefahren 

Flugzeugabsturz 
Eisenbahnunfall 
Brand 
Talsperrenbruch 
Chemie-Störfall 
KKW-Störfall 

Gesellschaftliche Gefahren 

Migration 
Epidemie 

...................................................................................................................................................... _ .................................................... . 



Tabelle 2 

Nicht berücksichtigte Gefahren 

Naturgefahren Zivilisationsbedingte Gefahren 

Technische Gefahren Gesellschaftliche Gefahren 

Insektenplage 
Vulkanausbrüche 

Strassenverkehrsunfälle 
Haushaltunfälle 
Freizeitunfälle 

Drogen 
KlimaverlInderung 
Abbau der Ozonschicht 
Wirtschaftliche Gefahren 
Kriminalität 

Ausfall technischer Systeme 
Störfall der Biotechnologie 

wicklungen und umfaßt z. B. Erdbe­
ben, Hochwasser, Lawinen, Flug­
zeugabstürze, Eisenbahnunfälle, 
Chemie- und KKW-Störfälle, Migra­
tion und Epidemien (vgl.Tabelie 1) . 
Ausgeklammert bleiben Gefahren, 
die mit den ordentlichen Mitteln und 
Strukturen bewältigt werden kön­
nen wie z. B. Straßenverkehr- oder 
Haushaltsunfälle ebenso wie Ereig­
nisse, bei denen die Mittel des Zivil­
schutzes keinen zusätzlichen Beitrag 
zur Bewältigung leisten können (vgl. 
Tabelle 2). Dann fanden auch dieje­
nigen Gefahren keine Berücksichti ­
gung, welche die Gemeinschaft in 
feindlicher Absicht bedrohen. Deren 
Analyse ist für das Auftragsver­
ständnis der Katastrophen- und Not­
hilfe nicht relevant. 

Katastrophe ist nicht 
gleich Katastrophe 

Üblicherweise werden Katastro­
phen als Ereignisse definiert, die mit 
den Mitteln und Strukturen, die in 
der betroffenen Gemeinschaft für 
den "coura nt normal" vorhanden 
sind, auch auf Dauer nicht bewältigt 
werden können. Eine Katastrophe 
auf Stufe Gemeinde überfordert 
demzufolge die für den "courant 
normal" vorgesehenen kommuna­
len, nicht aber die regionalen Mittel 
und Strukturen. Der Bericht "KATA-

Schadenräumung in Brig 

NOS" konkretisiert diese Definition, 
indem mit Hilfe der oben erwähnten 
Indikatoren für unterschiedliche Ge­
meinschaften (Gemeinde, Stadt/Re­
gion, Kanton, Bund) sogenannte 
Ausmaßklassen gebildet werden . 
Diese legen fest, ab welchem Scha­
densausmaß ein Ereignis für die be­
troffene Gemeinschaft eine Kata­
strophe darstellt. So würde der Che­
mie-Störfall, der sich am 29.6.1994 
im Bahnhof Lausanne ereignete, die 
Mittel und Strukturen einer "mittle­
ren Gemeinde" in der Schweiz (2 500 
Einwohner) überfordern, weil deut­
lich mehr als 1 000 Menschen vor­
sorglich evakuiert werden müßten -
zuviel für die ordentlichen Struktu­
ren einer solchen Gemeinde, die 
innerhalb nützlicher Frist maximal 
1 000 Menschen evakuieren könnte. 

Im alltäglichen Geschehen ereig­
nen sich immer wieder Vorfälle, die 
mit den üblichen vorhandenen Mit­
teln und Strukturen bewältigt wer­
den können (Polizei, Feuerwehr, Che­
miewehr, Ambulanz u. a. m.) . Sie 
werden in der Untersuchung nicht 
behandelt, weil sie nicht einmal auf 
Stufe Gemeinde zu Katastrophen 
und Notlagen führen. Erfaßt werden 
in der Gesamtbeurteilung somit nur 
Ereignisse und Entwicklungen, die 
mindestens die Mittel und Struktu­
ren einer mittleren Gemeinde über­
fordern . 

Foto: BZS Bern, Schweiz 

Welche Katastrophen 
und Notlagen gefähr­
den die 
Gemei nschaft? 

Aus der Sicht des Zivilschutzes ha­
ben in der gesamtschweizerischen 
Übersicht - unter Ausschluß der all ­
täglich bewältigbaren Ereignisse­
Erdbeben, Epidemien und Hochwas­
ser den größten Stellenwert. Erdbe­
ben haben einen Anteil von 30 Pro­
zent am gewichteten Risiko, gefolgt 
von Epidemien mit 25 Prozent und 
Hochwasser mit 10 Prozent (vgl. Fi ­
gur 6) . Insgesamt werden rund 
60 Prozent des Katastrophenrisikos 
von Naturkatastrophen verursacht, 
30 Prozent von gesellschaftlichen 
Notlagen infolge von Epidemien und 
Migrationsströmen und rund 10 Pro­
zent von technischen Katastrophen . 

Die Gefahrenarten Waldbrand, 
Meteoriten, Eisenbahnunfall, Flug­
zeugabsturz, Brand und Chemie­
Störfall sind in der Gesamtübersicht 
enthalten, allerdings wegen des ge­
ringen Stellenwertes « 3%0) in der 
Graphik nicht bezeichnet. 

Auf Stufe der Gemeinden machen 
die naturbedingten Katastrophen 
über die Hälfte des Risikos aus, ver­
ursacht in erster Linie durch Gewit­
ter, Sturm, Hochwasser und Lawinen. 
Daneben bilden gesellschaftliche 
Notlagen infolge von Migrations­
strömen einen Schwerpunkt. Auch 
regionale Mittel und Strukturen wer­
den in erster Linie durch Naturkata­
strophen überfordert. Erdbeben, 
Hochwasser, Gewitter, Sturm, Kälte­
welle sowie Trockenheit tragen je et­
wa gleich viel zum Risikoanteil von 
rund 60 Prozent bei. Technische Ka­
tastrophen machen rund 30 Prozent 
des Risikos aus, hauptsächlich infol­
ge radiologischer Verstrahlungen 
durch mögliche Reaktorunfälle im 
östlichen Ausland . Bei den Katastro­
phen und Notlagen, die für Kantone 
von Bedeutung sind, stehen Epide­
mien im Vordergrund. Ihr Anteil be­
trägt über 50 Prozent des gewichte­
ten Risikos dieser Ausmaßklasse . 
Knapp 45 Prozent der Risiken ent­
fallen auf naturbedingte Katastro­
phen, insbesondere Erdbeben, Hoch­
wasser, aber auch Sturm, Kältewelle 
und Trockenheit. Eine Überforde­
rung der schweizerischen Mittel und 
Strukturen schließlich wäre vor allem 
aufgrund von Erdbeben oder Hoch­
wasser denkbar; bei den technischen 
Risiken sind auf dieser Ebene nur 
noch radiologische Verstrahlungen 
infolge von Störfällen in schweizeri­
schen Kernreaktoren rele\ · ... nt. 
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Beispiele: 
-Alltag- Katastrophe und Notlage für 

A: Chemie-Störfa/l (Bahnunfa/l) 
Affoltern (ZH), 1994 

B: i Erdbeben von 1356 in Basel 
(heute zu erwartende ScMden) I Schw.lz " ".t ): 

• 2'500 6n,,-dw'IC~1' 300 '000 8nwohner j • 6.9 MIO Einwohn« 
·15 qIcm AlI<he 
·Budget 15Miofr./Jll'lr 

1 ' 500~mAlI<he !. CA 41'OOOqkmAkhe 

C: Chemie-Störfa/l Schweizerha/le 
Budoet' 2'000 MIO Fr JJ;', ~ • ßudqet 1994 42'000 MIO 

(Bl). 19B6 

0 : Bahnunfa/l in Däniken (SO). 
1994 

E: Grippeepidemie 1919 (Schäden 
in der Schweiz) 

f : Migration aus Ex-Jugoslawien 
in die Schweiz, 1993 

G: Trockenheit von 1947 
(ScMden in der Schweiz) 

H ' Hochwasser im Oberwa/lis 
(Brig, V5), September 1993 

[- Orkane Vivian und Wiebke 
1990 

J' Hochwasser im Tessin, 
Oktober 1993 

K" Chemie- StOrfa/l (Bahnunfa/l), 
lausanne (Im), 29.6.94 

l: Talsperren-Oberflutung nach 
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Welche Auswirkungen 
haben die Katastro­
phen und Notlagen? 

Figur 5 

Zusammensetzung und Anteile der Auswirkungen 
des gewichteten Katastrophen- und Notlagenrisikos in der Schweiz 
(alle Ebenen: Gemeinde bis Bund) 

physisch 
Geschldigte 

"000'000 

Vom gesamten gewichteten Ka­
tastrophen- und Notlagenrisiko in 
der Schweiz (24 Mrd Fr. pro Jahr) set­
zen sich rund 40 Prozent aus Perso­
nenschäden (physisch Geschädigte, 
Evakuierte und Unterstützungsbe­
dürftige) und je rund 30 Prozent aus 
geschädigten Lebensgrundlagen und 
Sachschäden zusammen (vgl. Figur 
5). Bei einzelnen Naturkatastrophen 
wie Erdbeben, Hochwasser, Lawinen 
oder Bodenbewegungen sind es vor 
allem die Sachschäden, die in Form 
von Funktionsausfällen in den Be­
reichen Wohnen, Arbeiten, Versor­
gung, Kommunikation oder Mobi­
lität ein Schutz- und Hilfsbedürfnis 
entstehen lassen . Der Anteil der 

24 Mrd Fr. pro Jahr (gew Ichtetes RIsIko) .................................................................................................................................... ............................. ......................................... 
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Größtes Risiko bedeutet nicht größter Handlungsbedarf 
Die ausschließliche Konzentration auf große Risiken 

folgt einer eindimensionalen Betrachtungsweise. Ne­
ben der Vernetzung und dem schleichenden Charakter 
der Risiken müssen mit Blick auf eine spätere Maß­
nahmenplanung noch weitere Aspekte mitberücksich ­
tigt werden . Dazu gehören beispie lsweise: 

• die zeitliche Wirkung der Maßnahmen (Wirken sich 
die vorgesehenen Maßnahmen bereits kurz- oder erst 
langfristig aus?), 

• das Potential für die Verminderung der Risiken (Wie 
stark kann das Risiko überhaupt vermindert werden?), 

• d ie öffentliche Akzeptanz und Realisierbarkeit von 
Maßnahmen (Sind die Maßnahmen von der Öffent­
lichkeit akzeptiert und politisch überhaupt realisier­
bar?) . 

• die Kostenwirksamkeit von Maßnahmen (Was bringt 
die Maßnahme im Vergleich zu den aufgewendeten 
Kosten?), 

"KATANOS " liefert Grundlagen dafür, diese Aspekte 
systematisch und nachvollziehbar zu untersuchen. Da­
mit kann unter Beteiligten und Betroffenen eine ein­
heitliche Diskussionsgrundlage geschaffen werden . 

"physisch Geschädigten" setzt sich 
zu 70 Prozent aus Menschen zusam­
men, die durch Epidemien erkran­
ken, während der größte Anteil der 
"U nterstützu n gsbed ü rfti g en" 
(70 Prozent) auf Notlagen infolge 
von Migrationsströmen zurückzu­
führen ist. 

Erste Folgerungen 
Die vergleichende Übersicht 

macht deutlich, daß seltene Ereig­
nisse mit großem Schadensausmaß 
eine entscheidende Bedeutung für 
die Katastrophen- und Nothilfe be­
sitzen . Sichtbar wird dabei eine la­
tente Kluft zwischen der Wahrneh­
mung der Gesellschaft und der Ver­
ant wortung der Behörden . Die 
Gesel lschaft orientiert sich an Ver­
trautem, also an Ereignissen der jün­
geren Vergangenheit. Alle Maß­
nahmen, die zur Bewältigung dieser 
"bekannten" Ereignisse ergriffen 
w erden, ha ben eine sinnstiftende 
Wirkung. Entsprechend groß sind 
die politische Unterstützung und die 
Motivation der beteiligten Einsatz-

dienste. Größere Herausforderungen 
warten bei den Gefahren, die selte­
ner eintreten und über die teilwei­
se keine Erfahrungen vorliegen. Die­
se Gefahren zeichnen sich durch ein 
enormes Schadenspotential aus. Sol­
che Gefahren müssen deshalb bei 
der Katastrophenvorsorge aus­
drücklich mitberücksichtigt werden, 
sonst muß im Eintretensfall mit ver­
heerenden Verwüstungen, einer 
massiven Überforderung der ver­
fügbaren Mittel und Strukturen und 
einer überproportional langen Pha­
se des Wiederaufbaus gerechnet 
werden . 

Geographische Vertei­
lung der Risiken und 
Schaden mon itori ng 
im Zentrum der näch­
sten Arbeitsschritte 

Der Bericht KATANOS zeigt auf, 
welchen Stellenwert und welche 
Auswirkungen die verschiedenen 
potentiellen Katastrophen - unter 

Beilage: Figur 6 
Verg leichende Übersicht über die Katastrophen und Notlagen 
(alle Ebenen: Gemeinde bis Bund) 
............................................................................................................................................................................................................ 
Die Gefa hre na rte n Wa ldbra nd, Meteori t en, Eisenbah nunfall , Flugzeu ga bsturz, Bra nd und 
Ch emie-Störfall si nd in der GesamtObersicht ent ha lten, allerd ings wegen des geringen Stellen­

wertes « 3%0) in der Graphik nicht bezeich net. 

Migration 

KKW·StOrfa li 

lawine Sturm 

Erdbeben 

Boden­
bewegungen 

24 Mrd Fr. pro J. hr (gew ichtetes Risiko) 

.. ....... ........................................ ......... ...... ....................................... ............................................................................................ 

Berücksichtigung der bestehenden 
Vorkehrungen - auf die Bevölke­
rung und ihre Lebensgrundlagen 
haben . Dies schafft die Vorausset­
zung, um in Zusammenarbeit mit 
den Partnern den Beitrag des Zivil­
schutzes bei einzelnen Katastro­
phen und Notlagen herauszu­
schälen . Die Meinungsbildung soll 
durch Arbeiten unterstützt werden 
welche die ermittelten Risiken mit 
Hilfe eines EDV-gestützten geogra­
phischen Informationssystems (GIS) 
auf die Schweiz verteilen . Einerseits 
lassen sich damit Risikoschwer­
punkte identifizieren, andererseits 
können die geographisch zugeord­
neten Risiken auch mit den dort 
verfügbaren Mitteln in Beziehung 
gesetzt werden . Für die Optimie­
rung der Katastrophen- und No­
thilfe und die Ausrichtung aller An­
strengungen auf eine gemeinsame 
Zielvereinbarung braucht es außer­
del!1 ein vertieftes Verständnis der 
Wirkungen . Wenn bekannt ist, wei­
che Wirkungen innerhalb des Er­
eignisablaufs zu welchen Schäden 
f~hren (Schadenmonitoring), lassen 
Sich daraus die Anforderungen für 
die Katastrophen- und Nothilfe bis 
auf Stufe Gemeinde ableiten und 
die Unterstützungsmöglichkeiten 
des Zivilschutzes konkretisieren . 
Aus diesem Grund sind Mitte 1995 
die Arbeiten zu einem "Handbuch 
der Katastrophenwirkungen" an­
gelaufen. 

Der Bericht KATANOS kann in 
Deutschland zum Preis von DM 40.­
bezogen werden bei : Ernst Basler 
und Partner GmbH, Planer und In ­
genieure, Karl-Liebknecht-Straße 24 
D-14482 Potsdam (Fax: 0331 -74 75 9 90)~ 

Nachbemerkung: Die schweizer Schreib­
und Ausdrucksweise wurde in diesem Bei­
trag weitestgehend nicht verändert. 
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Mit den Erfahrungen der 
Anvvender zu einern neuen DISMA 
Von Wolfgang Kaiser, Peter Rogazewski, Manfred Schindler 

Im Sommer 1992 berichteten die Au­
toren über das Konzept eines com­
puterunterstützten Managements im 
Katastrophenschutz. ' Unterdessen ist 
das auf dieser Grundlage entwickel­
te Programmsystem DISMA (Disaster 
Management) den Kinderschuhen 
entwachsen. Die Idee, in den Behör­
den und Unternehmen verbreitete 
PC-Hardware für die Gefahrenabwehr 
einzusetzen, ließ sich realisieren. Über 
Möglichkeiten und Grenzen wurde 
zwischenzeitlich berichtet.'-'.4.5 

Aus einer Vielzahl von Diskussio­
nen mit Anwendern von DISMA er­
gaben sich zahlreiche Anregungen 
für eine kontinuierliche Verbesse­
rung des Programmsystems. Die 
Kontakte mit Nutzern von DISMA, 
mit interessierten Katastrophen­
schützern aus Behörden und Gefah­
renabwehrmanagern aus Betrieben, 
mit Experten der Katastrophen­
schutzschule des Bundes, Wissen­
schaftlern unterschiedlicher Diszipli­
nen und den Mitgliedern der pro­
jektbegleitenden Arbeitsgruppe für 
das Entwicklungsvorhaben trugen 
dazu bei, ein modernes Werkzeug 
zur Planung, zum Training und zur 
Einsatzführung zu entwickeln . 

Die Autoren wollen im folgenden ei­
ne Bilanz zum Einsatz des Programmsy­
stems DISMA ziehen und über weitere 
Entwicklungen berichten. 

DISMA hat sich im Ein­
satz bewährt 

Das Resümee der dreijährigen 
DISMA-Praxis bis etwa Mitte 1995 
macht Vorzüge und Grenzen des 
Programmsystems sichtbar. 

Es bewährte sich, für Zwecke der 
Vorsorgeplanung und Einsatz­
führung alle zur Abwehr und 
Bekämpfung von Katastrophen und 
katastrophenähnlichen Situationen 
erforderlichen Daten auf dem Per­
sonalcomputer zu speichern, um sie 
sowohl automatisch bei Berechnun­
gen als auch für Recherchen jeder­
zeit zur Verfügung zu haben. Diese 
komplette Abbildung einer Kreis­
und Stadtbeschreibung auf der Fest­
platte bringt, wenn im Bedarfsfall 
nach Personen, Fahrzeugen, Gerä­
ten, Material und anderem gesucht 
wird, gegenüber in Aktenordnern 
abgelegten Angaben erhebliche 
Schnelligkeitsvorteile. 
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Diese Datenfülle w ird durch die 
gleichzeitige graphische Darstellung 
auf einer Bildschirmkarte transpa­
rent. Nach Erfordernis können ein­
zelne Elemente als Symbole und Ge­
biete sowohl in Übersichtsdarstel­
lungen als auch in vergrößertem 
Maßstab auf der Bildschirmkarte 
sichtbar gemacht werden . 

Da in einigen Bundesländern be­
reits vektorisierte topographische 
Daten vorliegen, bewährten sich die 
Schnittstellen von DISMA zu deren 
Übernahme. 

Die DISMA-Bildschirmkarte er­
möglicht in Ansätzen bereits eine La­
geführung. 

Für die praktische Anwendung 
des Programmsystems stellte es sich 
als notwendig heraus, der voraus­
sichtlichen Entwicklung der Lage un­
mittelbar nach Schadensereignissen 
oder bei einer möglicherweise dro­
henden Gefahr große Aufmerksam­
keit zu widmen . Ein vermutlicher 
Ereignisverlauf bei Explosionen, Mi­
neralölbränden, seismischen Ereig­
nissen (Gebirgsschlägen) und Schad­
stofffreisetzungen kann schnell 
ermittelt werden . Auch aus Erfah­
rungsangaben aus früheren Situa­
tionen zusammengestellte Hoch­
wasserlagen können im Bedarfsfall 
dargestellt werden . 

Besonderes Interesse vieler Nut­
zer galt der Prognose einer Freiset­
zung von Gefahrstoffen aus ehe­
mieanlagen, Lagern und Gefahrgut­
transportfahrzeugen . So lassen sich 
in DISMA nicht nur die Grenzen 
wahrscheinlicher Schadstoffkonzen­
trationen anzeigen, sondern auch 
die toxischen Belastungen an unter­
schiedlichen Punkten ermitteln . Ei ­
ne solche Hilfe ist für das Bewerten 
vermutlicher Vergiftungen ein un­
ausweichliches Erfordernis. 

DISMA enthält ein praktisch nutz­
bares Ausbreitungsmodell, mit des­
sen Hilfe es möglich ist, in einem 
akuten Störfall das Ausbreiten von 
Schwergasen (die meisten Gefahr­
stoffe breiten sich zunächst als 
Schwergase aus) und dessen Über­
gang in die dichteneutrale Phase 
durch Verdünnen mit Luft hinrei­
chend widerzuspiegeln . Während 
der Ausbreitung in der Schwergas­
phase spielen bekanntlich meteoro­
logische Bedingungen eine relativ 
geringe Rolle . Die Schwergaswolke 
breitet sich sehr schnell von der 
Schwerkraft angetrieben aus. Sie ist 
eine räumliche Quelle, die dann die 
dichteneutrale Ausbreitung speist. 
Für diese Koppelung des Modells der 
Schwergasausbreitung und des Mo­
dells für die dichteneutrale Ausbrei -

Abbildung 1: Konzentrationsverlauf einer Schadstoffwolke und 
toxische Belastung an einem Punkt 



tung wurde in DISMA eine Verfah­
rensweise entwickelt, die auch im 
Bereich des Übergangs von der 
Schwergasphase zur dichteneutra­
len Ausbreitung eine plausible rech­
nerische Abschätzung liefert. 

Die Grenzen der Schadstoffkon­
z.entrationen werden angezeigt. 
Uber die Abschätzung des zeitlichen 
Konzentrationsverlaufs an ausge­
wählten Punkten kann die toxische 
Belastung abgeschätzt werden (Ab­
bildung 1). 

Gefahrenfelder werden an hand der 
Schadstoffkonzentrationen oder auch 
als Polygonzug beliebig eingezeichnet 
auf der Bildschirmkarte dargestellt. Die 
Anzahl der in den betroffenen Gebie­
ten wohnenden Personen und die 
schützenswerten Objekte können er­
mittelt werden. Auf diese Weise wer­
den rasch erforderliche Angaben, bei­
spielsweise für eine notwendige Eva­
kuierung, gewonnen. 

Auf eine im System enthaltene 
Datenbank "Chemische Stoffe", in 
der hauptsächlich Angaben zu den 
in der Störfall-Verordnung aufge­
führten Stoffen enthalten sind, kann 
direkt zugegriffen werden . Es gibt 
Schnittstellen zu externen Stoffda­
tenbanken . Für vie le DISMA-Nutzer 
in Behörden erwies sich das Einbin­
den der umfangreichen Datenbank 
Chemis als sinnvoll. 

Der Einsatz von DISMA offenbar­
te aber auch Grenzen Y Das ur­
sprüngliche DISMA war als Einplatz­
system konzipiert. Nach Erfahrungen 
bei Einsätzen und Übungen könnte 
durch paralleles rechnerunterstütz­
tes Arbeiten inden 51 - bis 54-Berei ­
chen eines Katastrophenschutzsta­
bes die Zeit zur Entscheidungsvor­
bereitung weiter verkürzt werden . 

Zu einigen Peripheriegeräten 
wurden Schnittstellen als Einzeilö­
sungen geschaffen. Der Ausdruck 
von Karten war mitunter zu zeit­
aufwendig. 

Die Erfahrungen der praktischen 
Anwendung des Programmsystems 
wurden der weiteren Entwicklung 
von DISMA zugrunde gelegt. 

DISMA 96 
Das weiterentwickelte DISMA be­

sitzt eine klare, auf die Belange des 
Katastrophenschutzes bzw. der be­
triebl ichen Gefahrenabwehr zuge­
schnittene Strukturierung. 

Die drei Regiezentren "Vorsorge", 
"Ereignis" und "Basisdaten" (vgl. 
Abbildung 2) ermöglichen, das Ge­
fahrenabwehrmanagement effektiv 
zu unterstützen. Die einzelnen Pro­
grammteile, die von den Regiezen­
tren aus erreicht werden, sind so ver­
knüpft, daß der Prozeß des Vorbe-

Werkzeuge zur Gefahrenabwehr 

Abbildung 2 Regiezentren von DISMA 

reitens von Entscheidungen bedeu­
tend verkürzt werden kann. 

Das Regiezentrum Vorsorge (Ab­
bildung 3) gestattet, einen Kata­
strophenschutzplan bzw. betriebli ­
chen Alarm- und Gefahrenabwehr­
plan rechnerunterstützt zu erstellen. 
Dazu werden bereitgestellt: 

• Bildschirmkarte, in die Karte ein­
gefügte CAD-Zeichnungen von Be­
trieben sowie hinterlegte gescann­
te Karten und Bilder und anderes im 
Programmteil Übersicht, 

• Abschätzungen zu den Auswir­
kungen verschiedener "vorgedach­
ter" Ereignisse und Störfallablauf­
szenarien im Programmteil Gefah­
renabschätzung, 

• Pläne zur Gefahrenabwehr (im 
Programmteil Dokumente sind Plä­
ne zur Alarmierung, Warnung, In-

formation, Evakuierung, Versorgung 
u. a. gespeichert), 

• Vordrucke, auf die bei der Aus­
gabe von Meldungen, Anordnun­
gen, Anträgen usw. zurückgegriffen 
werden kann . 

Die Vorgaben der neu erlassenen 
Dritten Allgemeinen Verwaltungs­
vorschrift zur Störfall -Verordnung 
(3 . StörfallVwV) sind in DISMA 96 
berücksichtigt. Gleichermaßen kön­
nen Katastrophenschutzpläne für 
Landkreise und Städte erarbeitet 
und gespeichert werden . 

Diese vorbereiteten Pläne sind die 
Grundlage, um bei einer tatsächlich 
eingetretenen Schadenslage das Vor­
bereiten von Entscheidungen über 
das Regiezentrum Ereignis zu er­
leichtern. 

~ ,-I _=",.-_...JI~f 1 Detum: 1 ... 12•1_ 1 Zell: 112.311 
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Abbildung 3: Regiezentrum Vorsorge 
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Abbildung 4: Regiezentrum Ereignis 

Über das Regiezentrum Ereignis 
wird die Gefahrenbekämpfung un­
terstützt . 

Im Regiezentrum Ereignis (Abbil­
dung 4) kann man die in Spalten ge­
ordneten Programmteile in beliebi­
ger Reihenfolge einschalten . 

In jeder Spalte kann man wieder 
einen spezielleren Teil des Program­
mes nach der auf dem Schaltknopf 
angegebenen Bezeichnung in belie­
biger Reihenfolge wählen und die 
zutreffenden Teilprogramme errei ­
chen . 

Wenn man beispielsweise den 
Programmteil Stofffreisetzung ein­
schaltet, wird man zu Dialogen ge­
führt, welche die notwendigen Ent­
scheidungen und Eingaben abfor­
dern . In Abhängigkeit von den 
Eingaben und Entscheidungen sowie 
automatischen Tests auf Plausibilität 
werden je nach Notwendigkeit wei­
tere Dialoge einbezogen. 

Es werden Hilfen zu den Eingaben 
der Quellterme angeboten . Dabei 
werden geeignete Modelle, bei ­
spielsweise zur Lachenverdunstung, 
zur Gasausströmung oder zum Ver­
dampfen von Flüssiggasen benutzt. 
Die verbesserte Stoffdatenbank von 
DISMA enthält die dazu erforderli ­
chen Stoffdaten. 

Nach den Eingaben werden die 
Berechnungen zu den Gefahrenfel­
dern durchgeführt. Die Ergebnisse 
sind dann auch in der Bildschirmkar­
te verfügbar. Die Abschätzung der 
Bodenbelastung bei Feststoffbrän­
den und im Fall mitgerissener Fest-
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stoffe bei "durchgegangenen" Re­
aktionen ist möglich . 

Der Programmteil " Gefahrenab­
wehr" im Regiezentrum baut un­
mittelbar auf den Daten auf, die 
über das Regiezentrum "Vorsorge" 
zusammengestellt wurden . Somit 
können einzelne vorher geplante 
und be i Übungen erprobte Hand­
lungen zur Gefahrenabwehr wie 
z. B. Alarmieren, Warnen, Informie­
ren, Kräfte einsetzen, Evakuieren, 
Retten, Versorgen entsprechend der 
eingetretenen Lage "fortgeschrie­
ben" werden. Die Ergebnisse unter­
stützen somit das rasche Vorbereiten 
von Entscheidungen durch Anpassen 
vorbereiteter Planungsdaten an die 
reale Situation . Gleichzeitig kann 
aber auch auf jähe Wendungen rea­
giert werden . 

Das Regiezentrum Basisdaten ent­
hält für die Abwehr von Schadens­
ereignissen benötigte Angaben, z. B. 
Dateien mit topographischen Daten 
(vektorisierte Karten, Hybridkarten, 
gescannte Karten und Pläne), Datei­
en mit Adressen, Fahrzeugen, Gerä­
ten, Material, Gefahrstoffen, Erfah­
rungen aus Ereignissen und Übun­
gen. 

Die Eingaben in das DISMA 96 
werden über Dialogboxen vorge­
nommen. Ein unkompliziertes Re­
cherchieren nach benötigten Fakten 
ist aus unterschiedlichen Programm­
teilen möglich. 

In DISMA 96 werden Graphiken 
schnell aufgebaut. Viele neue Details 

erleichtern dem " Kartenzeichner" 
am Bildsch irm die Arbeit. 

Schließlich sollen noch folgende 
Neuerungen erwähnt werden : 
• Auf periphere Geräte wird unter 

konsequenter Nutzung der von 
Windows zur Verfügung gestellten 
Komponenten zugegriffen . Für 
Ausgaben auf Drucker oder Plotter 
wird die Druckerschnittstelle von 
Windows genutzt. Periphere Gerä­
te lassen sich damit problemlos in­
tegrieren . 

• Das Programmsystem ist netz­
werkfähig. Anwender an mehre­
ren pe können gleichzeitig auf den 
gesamten Datenbestand zugreifen 
und verschiedene Aufgaben be­
wältigen . 

• Unterschied liche Aufgaben können 
durch die Fenstertechnik gleich­
zeitig auf dem Bildschirm darge­
stellt werden . 

• Ein Datenaustausch mit anderen 
Windows-Anwendungen ist mög­
lich. 

Selbstverständlich ist eine Übernah­
me der Daten aus der bisherigen DIS­
MA-Version in DISMA 96 programm­
technisch realisiert, so daß keine Da­
tenverluste auftreten können. 

Insgesamt steht eine Fü ll e neuer 
Funktionen zur Verfügung . Deren 
Beschreibung würde den Rahmen 
dieses Artikels sprengen. Deshalb 
wird hier auf vorgesehene weitere 
Veröffentl ichungen hingewiesen. 

Einsatzmöglichkeiten 
Katastrophenschutzplanung 

Die erforderlichen Angaben für 
den Katastrophenschutzp lan ei nes 
Landkreises, einer kreisfreien Stadt 
oder eines größeren Gebietes lassen 
sich im Rechner speichern. Eingaben 
werden in Dialogboxen vorgenom­
men und stehen dann wahlweise 
und schnel l abrufbar in den ver­
schiedenen Programmteilen zur Ver­
fügung. 

Alle Gefahrenquel len und Gefah­
renfelder können auf der Bild­
schirmkarte markiert werden. 
Szenarien für unterschiedliche 
Großschadensereignisse können vor­
bereitet und gespeichert werden . 
Schützenswerte Objekte lassen sich 
ebenfalls als Symbo l auf der Bild­
schirmkarte einzeichnen. 

Der Zugriff auf topographische 
und thematische Gebietsdaten, Stoff­
daten und Rechenmode lle über Re­
giezentren ermöglicht eine flexible 
Katastrophenschutzplanung . Bei 
Schadensereignissen sind die Daten 
in ihrer gesamten Vielfa lt einsetzbar. 
Ein Vergleich mit dem Anwenden 
der bisher noch verbreitet vorhan­
denen Planungsunterlagen in Akten-



ordnern fällt eindeutig zugunsten 
der PC-Planung aus. 

Das Programmsystem DISMA 96 
kann auch auf den Ebenen der Re­
gierungsbezirke und Bundesländer 
eingesetzt werden. Der Datenaus­
tausch mit höheren oder obersten 
Katastrophenschutzbehörden ist so­
mit einfach und schnell realisierbar. 

Ein Datenaustausch wäre auch 
zwischen Behörden und Betrieben, 
für die ein Sonderschutzplan zu er­
stellen ist, unter der Voraussetzung 
möglich, daß DISMA 96 auch von 
den Unternehmen eingesetzt wird . 

Betriebliche Alarm- und Gefah­
renabwehrplanung 

Die Programmversion für Betrie­
be unterscheidet sich in den Pro­
grammteilen der Regiezentren "Vor­
sorge", "Ereignis" und "Basisdaten", 
die auf das jeweilige Unternehmen 
zugeschnitten werden. 

Über das Regiezentrum "Vorsor­
ge" werden alle Schwerpunkte er­
faßt, die in der 3. StörfallVwV auf­
geführt sind, insbesondere 
• Werksplan mit Einzelplänen (als 

CAD-Zeichnungen), 

• Alarmpläne, 

• Meldeschemata, 

• Gefahrstoffdaten, 
• Vorausgedachte Störfallablauf­

szenarien, 

• Organisation der Gefahrenabwehr. 

Über das Regiezentrum "Ereignis" 
können bei einem Störfall oder einer 
Störung mit einer möglichen Eskala­
tion unmittelbar die Auswirkungen 
abgeschätzt werden . 

Simulation und Training 
Mit DISMA 96 wird das Trainieren 

des Vorbereitens von Entscheidun­
gen einfacher. Ohne aufwendige 
Vorkehrungen für das Training ist 
man in der Lage, Gefahrensituatio­
nen zu entwerfen, Bedingungen zu 
variieren und Auswirkungen abzu­
schätzen. 

Szenarien, die entsprechend Stör­
fall-Verordnung in Sicherheitsanaly­
sen oder betrieblichen Alarm- und 
Gefahrenabwehrplänen benötigt 
werden, lassen sich leicht variieren. 
Dadurch kann die Vorsorge konkre­
ter ausgeführt werden. 

Diesbezügliche Erfahrungen für 
eine bessere Vorsorge kann man 
glücklicherweise selten am Beispiel 
eines Großschadensereignisses sam­
meln. Deshalb bleiben dem Gefah­
renabwehrmanager oder Katastro­
phenschützer nur Simulation und 
Training am Rechner, um ein besse­
res "Gefühl für die Gefahr" zu ent­
wickeln. 

Schadensereignis 
Tritt ein Schadensereignis ein, 

zahlen sich die bei "Vorsorge" ge­
speicherten Daten und die im Trai­
ning "spielend" erworbenen Kennt­
nisse beim Organisieren der Gefah­
renabwehr aus. Wenn bei einer 
katastrophenähnlichen Situation 
DISMA bereits in der Leitstelle und 
der Technischen Einsatzleitung vor 
Ort eingesetzt wird, kann erforder­
lichenfalls der Stab der Katastro­
phenschutzleitung sofort über die 
bereits vorhandenen Daten und 
Meldungen verfügen. Dadurch wird 
mit dem Programmsystem DISMA 
der nahtlose Führungsübergang er­
leichtert. 

Die Anwendung von Rechnern 
im akuten Gefahrenfall löst immer 
wieder Unbehagen aus, wenn die 
Ergebnisse des PC unkritisch als ge­
gebene Wahrheit gesehen werden. 
Subjektiv darf aber die erforderli­
che kritische Distanz zu den Ausga­
ben des Rechners nicht verlorenge­
hen. Unbedingt ist die Plausibilität 
zu prüfen und das Ergebnis mit ei­
genen Erfahrungen zu vergleichen. 

Im akuten Gefahrenfall kann die 
Entscheidungsvorbereitung durch 
ein rechnerunterstütztes Gefahren­
abwehrmanagement objektiv nicht 
ve rsch I echtert 
werden. Ob mit 
oder ohne Rech-
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Bereits sehr viele 
Institutionen wie ASB 
BVS, DFV, DRF, DRK: 
JUH, Malteser, THW 
und viele mehr bedie-

ner - es muß 
schnell entschie­
den werden, un­
abhängig da­
von, ob die In­
formationen 
präzise oder un­
scharf, vollstän­
dig oder unvoll­
ständig, wider­
sprüchlich oder 
widerspruchsfrei 
sind. Auf jeden 
Fall kann der 
Rechner dem 
Gefahrenab­
wehrmanager 
auf dem Weg 
zur Entschei­
dung assistieren. 

. nen sich mit sehr gutem 
Erfolg dIeser Hervorragenr!en ':'ilfsmi~el wie z.B. Rettungspup­
pen, . HLW-Pupp~n, Reammatlonstramer, Injektionsmodelle i. v. 
und I. m .. WandsImulatoren, Krankenpflegepuppen Erwachse­
ne und Kmderpuppen für Wasserrettung und Unfallr~ttung, sowie 
weItere 50~ versch. Modelle und über 180 versch. Lehrtafeln für 
den Untemcht. 

~--------- - --------------------- - --- - -----------

~t~loti~wefoAAti NV 
lEl Ja, senden Sie mir völlig unverbindlich und kostenlos den 

Farbkatalog mit Preisliste zu . 

ERLER-ZIMMER KG 
Anatomische Modelle 

Hauptstraße 27 
D-77886 LAUF 
Tel. + 49 (0) 78 41 / 2 14 28 
Fax + 49 (0) 78 41 / 2 84 17 

Absender/Stempel: 
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KATASTROPHENSCHUTZ 

Messung und Ausvvertung von 
Schadstoffin1n1issionen 
Mögliches Verfahren am Beispiel einer Übung 

Von Erich Müller, StOl, Amt für öffentliche Ordnung, Abteilung Katastrophenschutz 

Der Katastrophenschutz der Stadt 
Remscheid verfügt als Regieeinheit 
über Ale-Dienste. Diese gliedern sich 
in einen Kommando-Dienst, in einen 
Spür/Meß-Dienst und einen Dekon­
Dienst. 

Der Kommando-Dienst ist unter 
anderem mit für das Auswerten von 
Schadstoffimmissionen in einer sta­
tionären Auswertestelle im Kata­
strophenschutzzentrum zuständig . 
Neben einem Kartentisch und um­
fangreichem Kartenmaterial ist die 
Auswertestelle mit 2 PCs (486/33 und 
286/16) ausgerüstet. Auf den PCs 
sind die Programme ALPHA 1.21 und 
die Dräger-Datenbank VOICE instal­
liert. 

Das Programm ALPHA 1.21 (Vor­
hersageprogramm; AutorNertrieb: 
Rudolf von Loh, Entwicklung und 
Vertrieb von Software, Tel. : 0221/55 
55 35) ist eine Umsetzung von Aus­
breitungsprognosen aus den Berei­
chen Schadstoffausbreitung von 
(leichten) Gasen (kontinuierlich und 
schlagartig) und Wirkungsabschät­
zungen für Flüssiggasexplosionen 
(BLEVE und VCE) . Die Angabe der 
aktuellen Konzentrations- bzw. Scha­
densbereiche erscheint maßstabsge­
recht auf dem Monitor, wobei die 
einzelnen Farben das Überschreiten 
bestimmter Grenzwerte und Bela­
stungen anzeigen . Hierdurch ist ein 
schneller Vergleich mit kritischen 
Werten möglich . Die Grafiken kön­
nen maßstabgerecht ausgedruckt 
werden . 

Die Dräger-Datenbank VOICE ent­
hält Angaben für jede Substanz, wie: 

• allgemeine Stoffidentifikations­
merkmale 

- Bezeichnung, Synonym, CAS-Num-
mer, UN-Nummer, 

• gesetzliche Richtlinien 
- MAK-ITRK- Werte 
- Sensibilisierung, Hautresorption 
- Kategorie der Spitzenbegrenzung, 

• Summenformel, 

• Physikalisch -chemische Eigen-
schaften 

- Molmasse, Schmelz- und Siede-
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punkt, Dichte, Dampfdruck und Dif­
fusionskoeffizient, 

• Meßmethode und Probennahme 
- Kurzzeitmessungen 
- Langzeitmessungen 
- Probennahme mit Vereisen auf ge-

eignete Dräger-Röhrchen bzw. Pro­
bennahmeröhrchen mit ausführli ­
cher Meßvorschrift und vollständi ­
ger Bedienungsanleitung, 

• Schutzmaßnahmen 
- Verweise auf Geräte des umluft­

abhängigen Atemschutzes mit An­
gabe des geeigneten Dräger-Atem­
filters in Kombination zur geeig­
neten Dräger-Atemschutzmaske in 
Abhängigkeit der Substanz und der 
möglichen Konzentration mit voll ­
ständigen Gebrauchsanweisungen. 

- Verweise auf geeignete Chemika­
lienschutzanzugstoffe mit Angabe 
der Beständigkeit gegen die Sub­
stanz. 

Beide Programme befinden sich 
seit Ende 1993 im Gebrauch. Sämtli­
che PC-Ausdrucke können über Fax 
zur Einsatzstelle gesendet werden . 

Der Spür/Meß-Dienst ist für das 
Auswerten von Schadstoffimmissio­
nen mit 2 VW-Bussen ( 2 x Spür/Meß­
Trupp) ausgestattet. 

Für das Messen von Schadstoffen 
hat der Spür/Meß-Dienst nachfol­
gend aufgeführte Ausrüstung: 

• Explosionswarngerät (nur ein Fahr­
zeug) 

• Dräger-Spürkoffer einschließlich Si­
multantest 

• 4 m Funkgerät im Fahrzeug einge-
baut 

• 4 m Handfunkgerät 

• 8 Schutzmasken 

• 2 x Preßluftatmer 

• jeweils 8 x Filter (ABEK und AX 
105) 

Zu den zwei VW-Bussen kann je­
derzeit ein drittes Fahrzeug (3 . 
Spür/Meßtrupp) hinzugestel lt wer­
den. Dieses Fahrzeug ist ähnlich wie 
die anderen Fahrzeuge ausgestattet. 

Bei den weiteren Ausführungen 
wird auf die Fernmeldeausstattung 
und -verbindung nicht näher einge­
gangen. 

Angenommene Lage 
1. Allgemeine Lage: 

Tag: Uhrzeit: Wetter: Temperatur: 
Ort: 1. Juli 199509:00 Uhr stark be­
wölkt (7/8), Wind aus 2000 Strich (ca. 
113°) mit 3 m/s 18 Grad Remscheid­
Lennep (Bahnhofsanlage) 

2. Ausgangslage: 
Am 1. Juli 1995 gegen 09:00 Uhr 

kommt es im Bahnhof Remscheid­
Lennep zu einer Kollision zwischen 
einem Triebwagen VTNS 628.4/928.4 
und einem Kesselwagen. Der Trieb­
wagen ist mit ca . 40 Personen be­
setzt. Der Kesselwagen ist mit 20 m3 

Chlor beladen. 

Nach dem Eintreffen und der er­
sten Erkundung gegen ca . 09: 15 Uhr 
ergibt sich für den Einsatzleiter fol ­
gende Lage: 

• Gefahrgutunfal l, ca . 20 m3 Ch lor 
• ca . 20 ver letzte Personen (MitteI ­

und Schwerverletzte), noch im 
Triebwagen eingesch lossen/einge­
klemmt. 

• Einsatzkräfte im unmittelbaren Ge­
fahrenbereich (KesselwagenlTrieb­
wagen) nur mit Chemieschutzan­
zug; alle anderen mit Atemschutz. 

• Gefahr der Vergiftung für alle Per­
sonen auch im weiteren Umfe ld. 

(Das weitere Geschehen und die 
getroffenen Maßnahmen werden 
nur noch unter dem Blickwinkel der 
Schadstoffimmission betrachtet.) 

Der Einsatzleiter meldet folgen ­
de geschätzte Daten der Leitstelle : 

Wetterdaten : stark bewölkt (718), 
Wind aus 2000 Strich 
(ca . 113°) mit 3 m/s, 

Temperatur: 18 Grad 
Quellstärke: 2 kg/s (austretendes 

Ch lor) 
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>= 30 > . -
Die Leitstelle der Berufsfeuer­

wehr alarmiert die AlC-Dienste. 

Ca. 20 bis 30 M inuten nach der 
Alarmierung sind der Kommando­
Dienst und drei Spür/Meß-Trupps im 
Katastrophenschutzzentrum ein ­
satzbereit. Der Kdo. -Dienst besetzt 
die Auswertestelle und meldet sich 
bei der Leitstelle. Die Leitstelle über­
mittelt dem Kdo .-Dienst die ge­
schätzten Daten des Einsatzleiters. 
An Hand dieser Daten wird mit dem 
Auswerteprogramm ALPHA 1.21 die 
erste Prognose über die Schadstoff­
ausbreitung (Anlage) gemacht. Das 
Auswerteprogramm ALPHA 1.21 
kann unter Berücksichtigung 

a) unterschiedlicher Maßstäbe 
(Maßstab frei wählbar), 

b) unterschiedlicher Stoffe (Stoff 
muß im Programm aufgenom­
men sein bzw. eingegeben wer­
den - für die Eingabe eines neu­
en Stoffes wird ca . 1 Min . 
benötigt - und die Gefährdung 
der jeweiligen Bereiche, die sich 
hieraus ergibt, muß festgelegt 
sein bzw. werden (z. B. MAK-

>= 2 > .. -

Wert, Einsatztoleranzwert, IDLH­
Wert usw.), 

c) der Quelle (Austrittsgröße; ge­
schätzt (z. B. t/h, kg/h usw.), 

d) der Ausbreitung (Parametersätze 
für TA-Luft oder Pasquill), 

e) des Wetters (sämtliche Wetter­
daten sind variabel) 

eine Vorhersageschablone er­
stellen . 

Je nach Festlegung der Gefah­
renbereiche für den Stoff können 
bis zu drei farblich unterschiedliche 
Zigarren (Bereiche) in einer Scha­
blone erstellt werden (z. B. 1. Zi­
garre = Bereich bis zu 30 ppm, 2 Zi­
garren = Bereich bis zu 2 ppm usw). 
Diese Auswerteprognose kann im 
gewünschten Maßstab als Schablo­
ne auch zur EinsatzsteIle gefaxt wer­
den. 

Vom Kommando-Dienst wird die 
Schablone auf einen maßstabsge­
rechten Stadtplan aufgelegt. Die 
nun auf der Karte aufgezeigten 
Grenzen der Schadstoffausbreitung 

M 

M. Richtung aus: 1.1.3.0 0 

>= 1. PPM 

in den unterschiedlichen Bela­
stungsbereichen dient als Grundla­
ge für ~.ie Spür/Meß-Aufträge . Je­
dem Spur/Meß-Trupp wird ein Kar­
tenausschnitt mit aufgelegter 
Auswertesch.ablone zur Verfügung 
gestellt. In diesen Kartenausschnit­
ten sind die Spür/Meß-Orte bereits 
eingezeichnet (befohlen). Die Scha­
blone wird von den Seiten (rechts 
und links) sowie von vorne an der 
~ren~e der S~hadstoffausbreitung 
J~welis .~on einem Spür/Meß-Trupp 
uberpruft (Messungen mit Dräger­
Prüfröhrchen). 

Die dann vor Ort gemachten 
Meßergebnisse werden sofort dem 
Kommando-Dienst übermittelt und 
von diesem in einer neuen Auswer­
tung berücksichtigt. Die Meldung 
enthält nochmals den Ort der Mes­
sung, die genaue Zeit und die vor­
handene Konzentration . 

Durch dieses Verfahren (Zusam­
menwirken von Auswertung und 
Spüren/Messen) ist eine ziemlich ge­
naue Vorhersage über die Schad­
stoffa usb re itu n g/-konzentrati 0 n 
möglich. 
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KATASTROPHENSCHUTZ 

Aufbau des Zivil- und 
Katastrophenschutzes arn Beispiel 
der Stadt Halle (Saale) 
Von Dipl.-Ing. Horst Dölling, Stadtverwaltung Halle/Saale 

Seit dem Jahr 1992 wurde in der 
Stadt Halle kontinuierlich am Auf­
bau eines Fachberatersystems gear­
beitet, um vorhandene Sach- und 
Fachkompetenz in das Gesamtsy­
stem des Katastrophenschutzes für 
die Stadt zu integrieren. Dabei stand 
und steht der Grundsatz im Vorder­
grund: Katastrophenschutz muß un­
ter den gegenwärtigen Bedingun­
gen mehr denn je ein gesamtgesell­
schaftliches Anliegen sein! 

Katastrophenschutz muß zukünf­
tig insbesondere Koordination vor­
handener Mittel und Möglichkeiten 
sein. Überdenkenswert ist es mit Si ­
cherheit, ob der Begriff des erwei -

Anlage 1 

terten Katastrophenschutzes aus 
heutiger Sicht überhaupt noch ge­
rechtfertigt ist. Durch organisati­
onstechnische Maßnahmen müssen 
die Einsatzkräfte des bisherigen er­
weiterten Katastrophenschutzes en­
ger an die vorhandenen Einsatzleit­
steilen angebunden und an Ereig­
nissen auch unterhalb der 
Katastrophenschwelle zum Einsatz 
gebracht werden . Das motiviert mit 
Sicherheit die Einsatzkräfte in den 
Hilfsorganisationen und wirkt sich 
förderlich auf das Funktionieren des 
Systems Katastrophenschutz aus. 

Für die Stadt Halle gibt es in die­
ser Hinsicht derzeit nähere Untersu-

chungen und Bemühungen, aus den 
vorhandenen Mitteln und Möglich­
keiten, die sich in bezug auf gleich­
große Kommunen der Altbundes­
länder eher bescheiden ausnehmen, 
vorgenannte Feststellungen praxis­
relevant umzusetzen . 

Aufbau eines Fachbe­
ratersystems 

Ausgehend von den möglichen 
Gefährdungen für die Stadt Halle 
(Anlage 1) haben sich die nachfol­
gend aufgeführten Fachberatersy­
steme bereits bei ersten Schadens-

(Fortsetzung S. 20) 

Gefährdungen für die Stadt Halle (Saale) durch: 

Bodensenkungen 

Schadstotfausbruch 

Hochwasser Großbrände 

Luftnot 

Munitionsfunde 

Massenanfall von Gescblldigten Transport gefährlicher Güter 
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Anlage 2 

EREIGNIS 
(Harne,SChadenSrall,KatastroPrh_e) _______________ ---. 

ELZ _-----t--- LFZ - Polizei Warnung 
und 

-SAE 

Info- Bevöl­
kerung 

FLORIX 

DISMA 

TEL vor Ort - Stabsarbeit 

Kräfteeinsatz 

I 
ASB 

I 
DRK 

DLRG 

FW 

THW 

Zum Beratungsstand des 
Zivi Isch utzneuord n u ngs­
gesetzes 

Am 25. April wurde den Hilfsorgani­
sationen und -werken der Entwurf 
zum Zivilschutzneuordnungsgesetz 
übersandt. 

I 
-KSL 

Fachberatersystem * Ausbil-

I 
dungsstand 

I * Vemet-
Intern (I) zungs-
(städtische FB) möglichk. 

I 1 Extern (11) 
(außerstädtische FB) - Lage-

I 
führung 

Hilfsorganisationen (ill) - Lagebeur-
(DRK,ASB,THW,DLRG,MHD) 

I 
teilung 

- Lageein-
Krankenhäuser / schätzung 
Med.Einrichtungen (IV) 

- Entschei-
dungsvor-
schläge 

Alten- und Pflegeheime 

Der Entwurf mit Stand 15. April 1996 
war am 23. April vom Bundeskabinett 
beschlossen worden. 
Der Bundesrat hat den Gesetzentwurf 
am 3. Mai erhalten und durch seinen 
federführenden Ausschuß für Innere 
Angelegenheiten und den Finan­
zausschuß beraten und mit Ände­
rungsempfehlungen dem Bundesrat 

für seine Sitzung am 14. Juni 1996 
vorgelegt. 
In diesen, am 4. Juni 1996, ausgelie­
ferten Ausschußempfehlungen gibt 
es in Kernpunkten eine hohe Übe­
reinstimmung mit den Positionen der 
Hilfsorganisationen und -werke, die 
dem BMI am 31. Januar 1996 zuge­
sandt wurde. (hs) 
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KATASTROPHENSCHUTZ 

ereignissen (z. B. beim Hochwasser 
im April 1994) bewährt. Im einzelnen 
sind dies: 

I. Fachberatersysteme der städti­
schen Fachberater (Ämter der 
Stadtverwaltung), 

11. Fachberatersysteme der außer­
städtischen Fachberater (in der 
Stadt Halle ansässig, aber nicht 
zur Stadtverwaltung gehörend), 

111. Fachberatersysteme der Hilfsor­
ganisationen (ASB, DRK, MHD so­
wie DLRG und BA THW), 

IV. Fachberatersysteme der medizi ­
nischen Einrichtungen und Kran­
kenhäuser (unabhängig von ihrer 
Zugehörigkeit bzw. Zuordnung), 

V. Fachberatersysteme der sozialen 
Einrichtungen der Stadt Halle (Al­
ten- und Pflegeheime, Behinder­
teneinrichtungen). 

Die Fachberater vorgenannter Sy­
steme sind in einem konkret unter­
setzten Jahresarbeitsplan permanent 
in die Arbeit zu den Fragen des Zivil­
und Katastrophenschutzes integriert. 
Sie sind im wesentlichen durch die 
Leiter der Ämter, Institutionen und 
Einrichtungen berufen und dienen 
einer Katastrophenschutzleitung als 
kompetente Ansprechpartner (siehe 
Anlage 2). 

Anlage 3 

Amt 37 

FW RD 
I 

Sonderschutzpläne 
Die Vielfalt von Fachberatern der 

einzelnen Systeme wird verstärkt in 
die Erarbeitung der Sonderschutzplä­
ne wie z. B. Hochwasser, Smog, Luft­
not, Ausfall von Leistungen der tech­
nischen Infrastruktur einbezogen. 

Die Sonderschutzpläne werden 
weiterhin im Rahmen der Ausbil­
dung und Qualifizierung der einzel­
nen Fachberatersysteme einem mög­
lichst großen Personenkreis er­
schlossen und sind damit an 
wichtigen Stellen und Elementen der 
Gefahrenabwehr bekannt und hin­
sichtlich ihrer Anwendbarkeit be­
einflußbar. 

Qualifizierung des 
Stabes für außerge­
wöhnliche Ereignisse 

Die Qualifizierung des Stabes für 
außergewöhnliche Ereignisse erfolgt 
im Rahmen von Stabsdienstausbil­
dungen, die sowohl informativ als 
auch praktischen Inhalts sind . 

Der Stab des Oberbürgermeisters 
der Stadt Halle wurde somit im Jahr 
1995 in einer Stärke von 20 Stabs­
mitgliedern über einen Einwei­
sungslehrgang an der Landeskata­
strophenschutzschule in Heyroths­
berge und die Lehrgänge "Führen im 
KatS" Stufe A und B an der KSB Ahr­
weiler qualifiziert. 

Neben der grundsätzlichen Aus­
bildung zu Fragen der 
Stabsdienstarbeit erar­
beiten sich die einzel -

Kat.S. 
I 

Dltenvielfalt Systembetreuer 

nen Stabsmitglieder 
selbständig Unterlagen 
zur Gefahrenabwehr 
für ihren jeweiligen I 

Vernetzung 

J 
F 

L 

o 

R 

DIS M A 

x 

j 
Ereignisbezogene Lageftihrung 

I 
SAE 

j 
KSL 

Verantwortungsbereich. 

Einführung 
der 
EDV-Technik 

Zur besseren Beherr­
schung der Problem­
und Datenvielfalt bei 
Großschadenslagen ste­
hen der Stadtverwal­
tung Halle Softwarepa­
kete (FLORIX und DIS-

Beherrschung von GroOschadenslagen 
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MA) zur Verfügung . Gegenwärtig 
wird an der Einführung beider Sy­
steme, hier insbesondere der Da­
teneingabe, gearbeitet, wobei eine 
Vernetzung der zur Verfügung ste­
henden Software angestrebt wird 
(siehe Anlagen 3,4, 5). 

Katastrophenschutz 
gesamtgesellschaftlich 
getragen 

Das Organisationsschema des Zi­
vil- und Katastrophenschutzes der 
Stadt Halle (Anlage 6) zeigt die viel­
fältige Verflechtung wichtiger zu be­
teiligender Stellen, Institutionen und 
Einrichtungen in vereinfachter Form. 
Wichtig ist die Erkenntnis, daß 
Großschadenslagen prinzipiell nur 
stabsmäßig zu führen sind und der 
Erfolg des gesamten Leitungs- und 
Führungsprozesses vom Ausbil ­
dungsstand aller Beteiligten ab­
hängt. Daher ist es unerläßlich, für 
ein bestimmtes Territorium objekt­
konkret bzw. ereignisbezogen im 
Rahmen des vorbeugenden Kata­
strophenschutzes Untersuchungen 
anzustellen, inwiefern Gefährdun­
gen von bestimmten Objekten und 
Einrichtungen ausgehen können und 
welche geeigneten Maßnahmen sich 
zur Gefahrenabwehr aus organisati ­
onstechnischer Sicht bereits hinter­
legen lassen. 

Wesentlich im Rahmen der Maß­
nahmen des Katastrophenschutzes 
ist die Tatsache, daß besser als bisher 
die unter Umständen betroffene Be­
völkerung zu den sie dann betref­
fenden Problemen informiert und 
aufgeklärt werden muß . Denn nur 
wer über sein mit mehr oder weni ­
ger großen Gefahren versehenes 
Umfeld informiert ist, kann sich im 
Gefahrenfalle auch ereignisbezogen 
verhalten bzw. entsprechende erste 
Schutzmaßnahmen einleiten . 

Katastrophensch utztag 
Um der Bevölkerung den Kata­

strophenschutz näherzubringen und 
den Katastrophenschutz als gesamt­
gesellschaftliches Anliegen darzu­
stellen, führt die Stadt Halle am 14. 
September 1996 einen Katastro­
phenschutztag durch. 



Anlage 4 

Jahresarbeitsplan der Abteilung Zivil- und Katastrophenschutz '96 
:;; ~ .. j t .. .: Bemerkungen/ Hinweise 

~ :;: "iii C .. 
i 

... 1! E Aufgabenschwerpunkt .. .... ... .. :; ... ~ ~ ... • ..., .. ~ 5 ... • .. ..., ..., .r .. co z co 

Fachberatertagungen 

- städtische Fachberater 0102 0706. 06.09 06.12 -mit EInladung und Tag€SOfdnung 

- außerstädtische Fachberater 1603 1810. -mit E"mladung und Tagesordnung 

- HilIsorganisatIonen 0602 2405 2009 20.12 - rrnt Einladung und Tagesordnung (Reihenfolge DRI<. THW, OLRG, Abt 1I<S) 

- Krankenhäuser, Gesundheitseinrichtungen 29.03 15.11. -mit Emfadung und Tagesordnung (Reihenfolge: Klinikum-Kröllwit~ lAakonie) 

- Aften- und Pflegeheime b501 3008 -mil Einladung und Tagesordnung (R~henfolge: Beeseoer-S~., Abt1KS) 

Beratungen mit Lelstungserbrfngern 
26.04 25.10. -~ 10 Fwmen (Raum SAE) 

Rrmen der freien Wirtschaft 

Beratungen mit den Nachbarkreisen 20.01 25,08 - nadl vortIer~er Abstimmung (Reihenfolge Saalkreis, Merseburg) 

StabsausbIldung 08.11 -Raum SAE, l\Jber~tung dlirdl Abt 1KS, AlJlgabenwrtei1ung 

SAE/KSL 

Gemeinsame Übungen 20.05 - in Abstirrnmung mit den Hülsorgamsatiooen 
mit Krällen Im erweiterten KatS. 

Lehrgänge an der Landesschule für BKS 
9-1101 -Einwasungslehrgang flr den A + B lehrgang an d~ KSB 

Heyrothsberge 

Lehrgänge an der KSB <lJ.14m 11-'6Q -Iur Mllg~eder SAE/KSL (R~henfolge A + B lehrgang) 
Bad Neuenahr - Ahrweiler 

Lehrgänge an der Akademfe für Zivile Vertdg. - IL ges Planvorgaben über das Regterungsprasldium 
Bonn - Bad Godesberg / Ahrweiler 

Fachberatungen t002 -Im Raum SAE. T~lnehmer 11. Dok. Howa. mil Einladung und Tagesordnung 

- Hochwasser 0504 - im Raum SAE, mit Einladung und Tagesordnung 

- T1S; Energie 1204 - Im Raum SAE. I1It Einladung und Tagesordnung 

- T1S; Wasser - Abwasser 0305 - Im Raum SAE. mit Einladung und Tagesordnung 

- TIS; GAS 14.06. - Flughaien ljIL-HIL nadl Abspradle 

Luftnot 13.09 -Iffi Raum SAE. mll Emladung!)agesordnung. Beillebe~ LAU, STAU, Umwellamt 
- Schadstollaustritt 

- Munitionskunde 
2202 -Im Raum SAE. mit EinladungITagesordnung. Polizei, Ordnungsamt. Hillsorg. 

Präzlslerung - Überarbeitung von Dok.Kat-S. 08.10 - U~gabe der Austausdiljäller eotspr ~eiler 

- KatS. -Plan - im Zusammenhang 11111 DISMA 

- Ortsbeschreibung -In Zusammenhang mit D1SMA 
- Sonderschutzpläne 

Beratungen mit Betrieben und Einrichtungen 08.03 - Iffi Raum SAE. md Einladung und Tagesordnung 
- als polentielle Schadensverursacher 

Urlaub der Mitarbeiter 

Herr Oölling 

Herr Becker 

Frau Gerhardt 

Herr Große 

Herr Schwantke 

Sonstiges 
j13n41 - auf Einladung IM -lSA 

Jahresberatung KatS 
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Anlage 5 

Gefahrdungsanalyse .. Daten 

Gefahrenabwehrplan .. Daten 
(Katastrophenschutzplan) 

Sonderschutzpläne .. Daten 

Hochwasser 
Schad s toffaus tritt 
Ausfall TIS 
Kampfmittelbeseitigung 

Evakuierung 
u. a. m. 

Fachdienstpläne ... Daten 

Sanitätsdienst 
Retten und Bergen 
ABC -Dienst 
Instwndse~gsdienst 

Versorgungs dienst 
Betreuungs dienst 

Orts beschreibung -----~ ... .,.. Daten 

•• 
Ubersicht über Leistungser-
bringer aus der Freien Wirt- ---- Daten 

schaft 

Gefahrenabwehrpläne spezieller 
Betriebe und Einrichtungen 

--•• Daten 

DISMA 

* Verwaltung 
der Daten 

* Unterstützung 
der Lageftlh-
rung im Ernst-
fall 

* Berechnung 
von Szenarien 
(Übungen) 

* Schneller Zu-

griff auf alle 
Daten 

St adt Halle (Saale), Abte i lung Zivil- und Katastrophenschutz 
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Anlage 6 

. " . 
( j'~ • 

. ~ .. 

Orgschema des Zivit- und Katastrophenschlll1,es der Stadt Halle 

Katastrophanschutz 

TEL 
( Tochniscro Einsatzleitung ) 

I Stadtvw. 
Zontro/~ 

I ® 
---J 

9Jigeordnofo Amts/aitar 

Mann. Talecom lYJi TtlI.-Al&/oIl 

® 
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WARNDIENST -t 

Die Warndienstverbin­
dungsstelle 51 als 
Schauplatz 
internationaler 
Sicherheitspol itik 
Bericht: Michael Hagen, Kalkar/Ndrh. 

Wie schon im vergangenen Jahr verfolgten auf Einladung der NATO auch in 
diesem Jahr interessierte Beobachter aus Aserbaidschan, Bulgarien, Polen, 
Slowenien, Ungarn sowie einer Reihe weiterer Länder im Rahmen des Pro­
gramms "Partnerschaft für den Frieden" (PfP) den Verlauf der Warn­
dienstübung INTEX '96. 

Nach einer Einweisung in die Auf­
gaben nach dem Strahlenschutzvor­
sorgegesetz im Warnamt IV in Mei­
nerzhagen stand ein Besuch der 
Warndienstverbindungsstelle 51 in 
Kalkar am Niederrhein auf dem Pro­
gramm. 

Die Warndienstverbindungsstelle 
51 ist eine von insgesamt drei Warn­
dienstverbindungsstellen in der Bun­
desrepublik Deutschland. Ihre Haupt­
aufgabe besteht darin, als Bindeglied 
des nationalen Warndienstes zur mi­
litärischen NATO-Luftverteidigung 
zu fungieren und die Bevölkerung 
rechtzeitig vor Gefahren aus der Luft 
zu warnen. Hierbei werden vorsorg­
lich auch heutzutage Gefahren oder 
Risiken aus politischen Instabilitäten 
und die weitere Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen und Trä­
germitteln berücksichtigt. Selbst für 
den unwahrscheinlichen Fall von Ag­
gressionen und überraschenden 
Einsätzen ballistischer Flugkörper ge­
gen die Bundesrepublik sind vor­
sorglich Vorkehrungen getroffen, so 
daß eine schnellstmögliche Warnung 
der Bevölkerung sichergestellt ist. 

Alarmierung per Radio 
Bei Vorliegen von Erkenntnissen 

über eine bedrohliche Lageentwick­
lung ist die unmittelbare Übermitt­
lung der Warnmeldungen von den 
Warndienstverbindungsstellen an die 
jeweils zuständigen Landesrundfunk­
anstalten vorgesehen . Von hier aus 
erfolgt die Alarmierung der Bevöl ­
kerung mittels Rundfunkdurchsagen . 
Weiterhin soll künftig der interna­
tionale Meldeaustausch über Luft­
gefahren von den Warndienstver-
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bindungsstellen aus an die Bundes­
länder und erforderlichenfalls auch 
an die NATO-Nachbarstaaten erfol ­
gen. 

Zweck der Übung INTEX '96 war 
es, aufgrund der Erkenntnisse und 
Ereignisse einer simulierten Übungs­
luftlage die Funktionstüchtigkeit und 
Kooperationsfähigkeit der beteilig­
ten Warndienstverbindungsstellen 
mit den Dienststellen der militäri­
schen Luftverteidigung, den Landes­
rundfunkanstalten sowie den Lage­
zentren der Innenministerien der 
Länder unter Beweis zu stellen . 

Zweck der Übung 
Neben einem Einb lick in Aufbau 

und Ablauf der Übung erhielten die 
Mitglieder der Besucherdelegation 
auch einen allgemeinen Überblick 
über Auftrag und Aufgaben des NA­
TO-Luftverteidigungsgefechtsstands 
Interim Combined Air Operations 
Center 2 (lCAOC 2), der Warndienst­
verbindungsstelle 51 sowie des In ­
formationsaustausches im Rahmen 
der Zivil -Militärischen Zusammenar­
beit (ZMZ) . 

Bei einem anschließenden ge­
meinsamen Abendessen in gemütli­
cher niederrheinischer Atmosphäre 
konnten die Besucher ihre gewon­
nenen Erkenntnisse und Erfahrun­
gen austauschen und erörtern. Ver­
gleiche mit Einrichtungen anderer 
Nationen blieben nicht aus. Dies run­
dete einen für die internationalen 
Gäste sicher lich sehr interessanten 
Besuch ab. 

Wissenschaftli~ 
Methoden im ~l 
management 
(Teil 1) 

Von Ulrich Klein, Magdeburg 

Informationen zum Autor und 
zum Beitrag: 

von 1988 bis 1993 Studium des 
Wirtschaftsingenieurwesens mit 
Schwerpunkt Informatik/Opera­
tions Research an der Universität 
Fridericiana zu Karlsruhe (TH) 

1993 Diplomarbeit zum Thema 
Katastrophenmanagement (s.o.) 

von 1994 bis 1995 Projektinge­
nieur für Command, Control & 
Communications Systeme in Eu­
ropa (insbesondere Großbritan­
nien) 

seit Ende 1995 wissenschaftli­
cher Mitarbeiter an der Otto-von­
Guericke Universität Magdeburg 
(Institut für Förder- und Bauma­
schinentechnik, Stahlbau, Logistik 
in Kooperation mit dem Institut 
für Simulation und Graphik) 

Der Beitrag basiert auf der Di­
plomarbeit mit dem Titel" Kon­
zeption und Strukturierung eines 
hybriden Managementsyrtems für 
die Planung und Leitung der Hilfs­
maßnahmen nach Naturkatastro­
phen" am Institut für Maschinen­
wesen im Baubetrieb an der Uni­
versität Fridericiana zu Karlsruhe 
(TH) unter der Betreuung von 
Prof. Dr.-Ing. F. Gehbauer, M.S., 
und Dipl.-Ing. Uwe Rickers. 

Herausgeber und Redaktion 
bieten mit der wissenschaftlichen 
Zeitschrift " Notfallvorsorge" Ab­
solventen von Hochschulen eine 
Plattform, ihre Forschungs- und 
Untersuchungsergebnisse zu pu­
blizieren. I~ vorliegenden Beitrag 
werden wIssenschaftstheoretische 
Methoden und vergleichende Un­
tersuchungen als " Summary" ei­
ner Diplomarbeit aus dem Jahre 
1993 vorgestellt. 



'e 
~tastrophen-

Auf internationaler Ebene haben die 
Vereinten Nationen durch die De­
klaration der neunziger Jahre als De­
kade zur Reduzierung der Folgen 
von Naturkatastrophen (lDNDR) die 
globale Bedeutung dieser Aufgabe 
und die Notwendigkeit einer koor­
dinierten Planung, Vorbereitung und 
Hilfe unterstrichen. Für diese Auf­
gabe stellen die unterschiedlichsten 
Bereiche der Natur- und Sozialwis­
senschaften wichtige Hilfsmittel zur 
Verfügung. Dabei hat es sich ge­
zeigt, daß gerade die Verknüpfung 
der Erfahrungen von Theorie und 
Praxis, die bisher weitgehend ge­
trennt voneinander gesammelt wur­
den, ein sehr großes Potential be­
sitzt und die mit Sachverstand 
eingesetzte computergestützte In­
formationstechnologie wichtige Un­
terstützung liefern kann. Dieser Ar­
tikel soll einen Abriß über die Beiträ­
ge wissenschaftlicher Disziplinen 
zum Katastrophenmanagement ge­
ben. 

Das Katastrophenmanagement 
(KM) und die begriffsverwandten 
Gebiete des Krisen-, Disaster-, Emer­
gency- oder Incident-Managements 
beschäftigen sich - bei unterschied­
licher Schwerpunktsetzung - mit der 
Bewältigung von Ausnahmesitua­
tionen, die teilweise natürlichen Ur­
sprungs (Erdbeben, Fluten etc.), teil ­
weise aber auch durch den Men­
schen (mit)verursacht sind (sog . 
man-made disasters wie Industrie­
und Verkehrsunfälle, Dammbrüche, 
Binnenhochwasser etc.); komplexe 
Wechselwirkungen führen dabei zu 
kompliziertesten Formen von Kata­
strophenverläufen. 

Katastrophen­
management 

Hauptmerkmal des systemati­
schen Vorgehens im Katastro­
phenmanagement ist neben einer 
räumlichen und ereignistyporien­
tierten die zeitliche Gliederung. Das 
KM im engeren Sinne (das eigentli­
che, spezielle KM) befaßt sich mit 

dem unmittelbaren zeitlichen Um­
feld des Schadensereignisses und be­
inhaltet je nach Ereignis 
• ggf. eine Vorwarnphase (Vorbe­

reitungen, Evakuierungen), 
• eine Akutphase, bei der die Ret­

tung und Bergung Verschütteter 
und Verletzter im Vorderg rund 
steht und bedingt durch deren 
Überlebenswahrscheinlichkeit ca. 
72 bis 96 Stunden nach dem Ereig­
nis endet und einen 

• sich an die Akutphase an­
schließenden Zeitraum der Wie­
derherstellung der Infrastrukturen 
und sozialen Grundversorgung 
(Wohnen, Nahrung etc.) sowie des 
Wiederaufbaus (unter Vermeidung 
alter Fehler). 
Das KM im weiteren Sinne be­

ginnt bereits viel früher bei Pla­
nungs-, Vorbereitungs- und Trai ­
ningsaufgaben. Hierzu zählen lang­
fristige Maßnahmen wie Forschung, 
Entwicklung verbesserter Bautech­
niken und Bauvorschriften sowie 
Ertüchtigung von Gebäuden in erd­
bebengefährdeten Gebieten, Erstel ­
lung von Notfallplänen, Durch­
führung von Übungen, Einrichtung 
von Depots etc. 

Generell zielt das planmäßige 
Vorgehen auf eine kurz-, mittel- und 
langfristige Reduzierung der Ver­
wundbarkeit (vulnerability), das 
weitestgehende Vermeiden des Zu­
sammenbruchs von Lebensadern 
(englisch treffend als life-Iine collap­
ses bezeichnet) und die Zusammen­
stellung der insbesondere im Ein­
satzfall dringend benötigten 
Grundinformationen geographi­
scher, demographischer, technischer 
und sonstiger relevanter Natur 
(base-li ne data) . 

Diese Kurzbeschreibung läßt 
schon erkennen, welche umfangrei­
chen Möglichkeiten des Einsatzes 
moderner Informationstechnologie 
vorhanden sind. 

Wissenschaftliche 
Einzeldisziplinen 

Das Kernproblem des Entschei­
dens ist Gegenstand der Entschei­
dungstheorie, welche wichtige 
Kenntnisse und Grundbausteine für 
andere Disziplinen liefert. Zunächst 
wird jedoch auf den Modellbegriff 
eingegangen, der in vielen dieser Be­
reiche anzutreffen ist. 

Modelle als Grundlage 
Unter Modell soll hier ein dem 

Original (Objekt, Vorgang, Prozeß) 
in seinen wesentlichen interessie­
renden Eigenschaften möglichst 

ähnliches Objekt verstanden wer­
den, mit dessen Hilfe eine Aufgabe 
gelöst werden kann, deren Lösung 
oder Untersuchung am Original 
nicht möglich oder nicht zweck­
mäßig ist. 

Modelle dienen insbesondere 
Zwecken der Unterhaltung, des Er­
satzes, des Erkenntnisgewinns (For­
schung und Entwicklung) oder des 
Trainings (z. B. Flugsimulatoren). 

Bei der Anwendung von Model­
len muß man sich einiger kritischer 
Faktoren bewußt sein: z. B. die ge­
eignete Eingrenzung des Realitäts­
ausschnittes und die Abbildung re­
levanter Eigenschaften (Realität jE 

Modell), die geeignete Methoden­
wahl zur Problemlösung (Bearbei­
tung) und die Gefahr der kritiklosen 
Übertragung der Modellergebnisse 
auf die Realität (Modell jE Realität) . 

Entscheidungstheorie 
Die Entscheidungstheorie befaßt 

sich mit dem Verständnis der Ent­
scheidungsprozesse und deren ma­
thematischer Modeliierung (Ent­
scheidungsmodelle), um aus den Al­
ternativen die gemäß den 
Entscheidungskriterien beste auszu­
wählen. Dreh- und Angelpunkt sind 
dabei die zugrundeliegenden Infor­
mationen und deren Verfügbarkeit 
und Zuverlässigkeit. Leider weist nur 
ein geringer Teil der (überhaupt ver­
fügbaren) Informationen die Sicher­
heit auf, um von deterministischen 
Entscheidungsproblemen ausgehen 
zu können (harte Daten). Insbeson­
dere mit der praktischen Entschei­
dungssuche ist die Bewältigung ei ­
ner Vielzahl von weichen Daten ver­
bunden, die von der Natur der Sache 
her in der Regel fehlerhaft, nichtli ­
near, unscharf, stochastisch oder un­
durchsichtig sind. 

Das klassische rationale Entschei­
dungsmodell unterstellt das voll­
ständige und exakte Wissen der 
Handlungsalternativen und deren 
Folgen . Da die Alternativen nicht 
vollständig miteinander vergleich­
bar oder die Optionen und Zielzu­
stände nicht vollständig oder nur un­
genau bekannt sein können, ist die­
ser Fall in der Praxis selten 
anwendbar, obwohl dieser klassische 
Typ die Grundlage vieler Entschei­
dungsmodelle und ihrer Erweite­
rungen (z. B. für den Fall mehrerer 
Entscheidungsträger, Ziele und/oder 
Entscheidungsstufen) bildet. 

Durch die Verbindung mit den 
Gebieten der Psychologie und So­
ziologie wurden die heute weit ver­
breiteten Befriedigungsmodelle des 
Entscheidungsprozesses (die satisfi ­
zierenden Modelle) entwickelt. Aus-
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gehend von einer beschränkten In­
formationsverarbeitungskapazität 
der Entscheidungsträger ergibt sich, 
daß nicht alle Optionen, Zielzustän­
de und Zusammenhänge zwischen 
ihnen im voraus bekannt sind, und 
nicht optimale Entscheidungen ge­
sucht werden, sondern vielmehr sa ­
tisfizierende. D. h. alternative Optio­
nen und Zielzustände sind üblicher­
weise nicht vorgegeben, sondern 
müssen in einem iterativen Prozeß ge­
sucht und entwickelt werden, und es 
werden gewöhnlich auch satisfizie­
rende (befriedigende oder zufrieden­
steIlende, Anm. d. Red.) Entscheidun­
gen voll akzeptiert. 

Läßt man noch von der Annahme 
ab, daß die Konsequenzen von Ent­
scheidungsmöglichkeiten bekannt 
sind, so lassen sich (neben der Si ­
cherheit, bei der das Ziel die Maxi­
mierung der Zielfunktion ist) fol ­
gende Fälle unterscheiden: 

• Risiko (Entscheidungen können zu 
verschiedenen Ergebnissen führen, 
deren bedingte Eintrittswahr­
scheinlichkeiten bekannt sind; Ziel 
ist die Maximierung des Zielfunk­
tionserwartungswerts), 

• Unsicherheit (wie bei Risiko, nur 
ohne bekannte Eintrittswahr­
scheinlichkeiten; für diesen Fall exi­
stiert eine Vielzahl von Zielfunk­
tionen, die sich in der Risikoaver­
sität unterscheiden), 

• Ungenauigkeit (Fuzziness; bisher 
waren die Zielzustände bekannt, 
und lediglich deren Eintreten war 
unbekannt; bei Berücksichtigung 
der Ungenauigkeit können auch 
die anderen Komponenten eines 
Enscheidungsproblems realistischer 
modelliert werden), 

• Entscheiden unter Ignoranz. 

Die Modellierung der Unsicher­
heit in Entscheidungssituationen ist 
von grundlegender Bedeutung für 
realistische Lösungsansätze und fin­
det sich daher auch in den nachfol­
gend beschriebenen Gebieten wie­
der. 

Entscheiden in Krisen­
situationen 

Die Entscheidungsfindung unter 
Krisenbedingungen ist gekenn­
zeichnet durch eine rapide Zunah­
me von Entscheidungssituationen, 
der zu verarbeitenden Informati ­
onsmenge und einen Verlust an Da­
tenqualität . Vor dem Problem ste­
hend, die Entscheidungen entweder 
ohne ausreichende Information oder 
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mit zuviel Information (eingehende 
Schadens-, Lage- und Bedarfsmel­
dungen) treffen zu müssen, ist es 
nicht möglich, alle möglichen Op­
tionen zu analysieren . 

Ein Modell für den Entschei­
dungsprozeß unter Krisenbedin­
gungen ist in Abbildung Seite 29 
wiedergegeben. Dabei stellt sich die 
Qualität der gefällten Entscheidun­
gen eines Individuums unter Krisen­
bedingungen 9 als Funktion der er­
haltenen Informationen 8, der indi­
viduellen kognitiven Fähigkeiten 1 
und der Entwicklung und Einschät­
zung der Vor- und Nachteile ver­
schiedener Handlungsalternativen 7 
dar. Der Hauptunterschied zwischen 
Ernstfall und Routine ergibt sich aus 
der Rückkopplung 123451. Durch 
eine Entscheidungsunterstützung 6, 
die die Informationsverarbeitungs­
fähigkeiten erweitert und bei der 
Bewertung der Alternativen Hilfe­
stellung bietet, kann die Rückkopp­
lung gedämpft und die Qualität der 
gefällten Entscheidungen gesteigert 
werden. 

Für diese Entscheidungsmodelle 
lassen sich mathematisch Verfahren 
beschreiben, mit denen man die ge­
wünschte Entscheidung ermitteln 
kann; umso mehr man dabei vom 
Exakten in das Vage, Ungewisse 
kommt, tritt die analytische hinter 
der simulativen Vorgehensweise 
zurück. 

Anhand dieser theoretischen Be­
trachtungen läßt sich eine Reihe 
praktischer Ansätze ableiten wie 
z. B. die Verbesserung der kogniti­
ven Fähigkeiten (Training), der In­
formationssituation (bessere und 
schnellere Information) und der Ent­
scheid u ngsu nterstützu ng. 

Operations Research 
Das Operations Research (OR), das 

während des Zweiten Weltkrieges 
zur Verbesserung der Wirksamkeit 
militärischer Operationen erstmals 
als eigenständiges Gebiet in Er­
scheinung trat und für das sich kein 
äquivalenter deutscher Begriff 
durchgesetzt hat, beschäftigt sich 
mit der Entscheidungsfindung über 
den optimalen Einsatz beschränkter 
Ressourcen mit Hilfe von mathema­
tischen Verfahren. 

In seiner Grundform wird dabei ei­
ne Zielfunktion aufgestellt, die un­
ter Beachtung sogenannter Neben­
bedingungen optimiert wird. Beson­
ders anschaulich sind dabei die 
graphenbasierten Verfahren, mit de­
nen aus attributierten Knoten und 

Verbindungspfeilen Netzwerke mo­
delliert werden können; zwei wich­
tige graphenbasierte Grundproble­
me sind das Briefträgerproblem (bei 
geringster Gesamtstrecke muß jede 
Straßenseite des Netzes abgelaufen 
werden) und das Handlungsreisen­
denproblem (bei geringster Gesamt­
strecke sind sämtliche Netzwerkkno­
ten, z. B. Städte, zu besuchen). 

Die Verfahren des OR können da­
bei unterschieden werden in exakte 
Optimierungsverfahren, die die op­
timale Lösung finden (falls diese exi­
stiert), aber für Modelle realistischer 
Komplexität rechentechnisch sehr 
aufwendig sind, und Heuristiken, 
welche durch vereinfachende, oft 
auf Hypothesen und Vermutungen 
aufbauenden Problemlösungsstra­
tegien rechentechnisch einfacher zu 
handhaben sind, aber nicht not­
wendigerweise das Optimum finden, 
sondern Suboptima, die ggf. für die 
Lösung des Realproblems akzepta­
bel sind. 

Für die unterschiedlichsten Pro­
blemstellungen aus der Logistik (Ver­
sorgung, Entsorgung, Zuordnung, 
Standortplanung, Planung kürzester 
Wege, Routing, Transport), dem Pro­
jektmanagement und unzähligen 
weiteren Gebieten stehen geeigne­
te Verfahren zur Verfügung. 

Bei der Anwendung dieser Ver­
fahren ist die Qualität der verfüg­
baren Information zu berücksichti­
gen, denn es macht wenig Sinn, mit 
einem exakten Verfahren ein ma­
thematisches Optimum zu ermitteln, 
wenn die Daten unzuverlässig sind 
und das Verfahren dies nicht berück­
sichtigt. Aus diesem Grund existiert 
eine Reihe von Erweiterungen, wie 
z. B. stochastische Verfahren, die Ri­
siko und Unsicherheit durch wahr­
scheinlichkeitstheoretische Ansätze 
zu fassen versuchen, sowie auf dem 
Konzept der unscharfen Mengen 
(Fuzzy Sets) basierende Verfahren, 
die durch eine Verallgemeinerung 
der Mengenlehre Ungenauigkeit er­
fassen können, indem sie für die Zu­
gehörigkeit eines Elementes zu ei ­
ner Menge statt Ja (1) oder Nein (0) 
eine Zahl aus dem Intervall [0,1] zu­
lassen (Beispiel : ein 200seitiges Buch 
könnte zum Grad 0.4 zur Menge 
dicker Bücher gehören); die Fuzzy 
Set Theorie fand eine rasante Ent­
wicklung, die zu einer Vielzahl von 
Modellen, Techniken und Verfahren 
führte. 

Netzplantechnik 
Die Netzplantechnik ist ein OR­

Teilbereich mit hohem Anwen-



dungspotential in Projekt- und Ko­
ordinierungsaufgaben, Planungs­
problemen des Scheduling, der Ko­
stenplanung und der Ressourcenal ­
lokation. Die Ermittlung kritischer 
Wege (Vorgänge, die sich nicht ver­
schieben bzw. verlängern dürfen, 
ohne den Projektendtermin zu ge­
fährden) ist dabei nur ein kleines 
Beispiel. Die vorherrschenden Netz­
plantechniken sind dabei CPM (Cri ­
tical Path Method), MPM (Metra Po­
tential Method), PERT (Program Eva­
luation and Review Technique) und 
GERT (Graphical Evaluation and Re­
view Technique), die sich in ihren 
Möglichkeiten (Zulassung von zykli­
schen Vorgängen, Wahlmöglichkei ­
ten, starre oder variierbare Vor­
gangsdauern) und damit auch in ih­
rer analytischen Handhabbarkeit 
unterscheiden (CPM und MPM sind 
rechentechnisch eher einfach, 
während GERT aufgrund seiner 
Komplexität simulativ ausgewertet 
wird) . 

Petri-Netze 
Die 1962 von C. A. Petri vorge­

schlagenen Modelle (Petri-Netze) ba­
sieren auf zwei Knotentypen, den 
Stellen (mit Marken belegbare Zwi ­
schenspeicher) und den Transitionen, 
wobei Pfeile Knoten unterschiedli ­
chen Typs verbinden können. Tran­
sitionen können dann schalten (feu­
ern), wenn alle Stellen auf der Ein­
gabeseite mit Marken belegt und 
alle Stellen der Ausgabeseite ohne 
Marke sind; nach dem (zeitlich nicht 
festgelegten) Feuern werden die an­
liegenden Marken entfernt und al ­
le Stellen auf der Ausgabeseite mit 
Marken belegt. Petri -Netze sind zur 
ModelIierung von Systemverhalten 
(z. B. von Betriebssystemen, Ver­
kehrssteuerungen, Fertigungsstruk­
turen) besonders geeignet und ha­
ben umfangreiche Anwendung und 
Weiterentwicklung erfahren. 

Model Management 
Anfangs als Verwaltungssysteme 

für Problemmodeliierungen analog 
der Datenbanktechnik für die Ver­
waltung von Information gedacht, 
entwickelte sich das Model Mana­
gement zu einem den vollständigen 
Modell -Lebenszyklus umfassenden 
Werkzeug . 

Die Wichtigkeit einer präzisen 
ModelIierung wurde bereits er­
wähnt; prinzipiell wird die Fähigkeit 
zur Manipulation von Modellen 
auch als Charakteristikum der Intel­
ligenz bezeichnet, weshalb das Mo­
del Management eine Kernfunktion 
in der Entscheidungsunterstützung 
hat. 

Dabei werden u. a. die Möglich­
keiten von ausführbaren Modeliie­
rungssprachen oder die Erfassung 
des Modeliierungswissens unter­
sucht. 

Erweiterungen klassi­
scher OR-Methoden 

Die Technik des Simulated An­
nealing simuliert den thermodyna­
mischen Vorgang der Kristallabküh­
lung, bei dem eine langsame Tem­
peraturreduzierung zu einer 
Einschränkung der Molekülbeweg­
lichkeit (Energie) bis hin zur Fixie­
rung führt. In einem Iterationsschritt 
wird eine Lösung, die zu einer Ent­
fernung vom bisherigen (lokalen) 
Optimum führt, mit einer von der 
Temperatur abhängigen Wahr­
scheinlichkeit angenommen. 

Tabu Search ist ein eigenständi ­
ges heuristisches Verfahren, das ei ­
ne Art intelligentes Suchverfahren 
anwendet, welches eine Liste der bis­
her bereits untersuchten Lösungen 
führt (Tabu-Liste); da es aber sinnvoll 
sein kann, eine solche Lösung doch 
noch zu untersuchen (falls z. B. be­
reits zu viele Lösungen tabu sind), 
gibt es Kriterien, die ggf. eine An­
nahme einer solchen verbotenen Lö­
sung erlauben. 

Genetische Algorithmen borgen 
sich Ideen aus der Evolution, um ei­
ne "Population" von Lösungen mit­
tels verschiedener genetischer Ope­
ratoren (Mutation, Kreuzung etc.) 
auf die optimale Lösung des gestell­
ten Problems hin über mehrere "Ge­
nerationen" zu adaptieren. Geneti­
sche Algorithmen wurden bereits 
mit Erfolg auch in Gebieten einge­
setzt, die bisher nicht zufriedensteI­
lend mit anderen Techniken gelöst 
werden konnten (so z. B. in der Pa­
rametereinstellung von Expertensy­
stemen). 

Multi-Criteria­
Verfahren 

Das klassische Operations Rese­
arch Modell geht von einer zu opti­
mierenden Zielfunktion und einer 
Reihe zu erfüllender Nebenbedin­
gungen aus. Multikriterielle Model­
le erlauben als eine Erweiterung die 
gleichzeitige Berücksichtigung meh­
rerer Zielfunktionen, eine bei prak­
tischen Problemen häufig vorkom­
mende Eigenschaft. 

Obwohl dabei der Unsicherheit in 
den Zielkriterien Rechnung getragen 
wird, besteht prinzipiell die Not­
wendigkeit, ein mathematisches Mo-

deli zu formulieren und dabei die 
Präferenzen des Entscheidungsträ­
gers klar zu modellieren, um auf al­
gorithmischem Wege zu einer opti­
malen Lösung zu gelangen. Einige 
Ansätze konstruieren daher ein in­
teraktives formales System, das es 
dem Entscheidungsträger erlaubt, 
seine Präferenzen interaktiv zu ver­
stehen, zu spezifizieren und zu mo­
dellieren, um zu einer akzeptablen 
Lösung zu gelangen. 

OR-Verfahren im Kata­
strophen ma nagement 

Das Operations Research bietet 
für eine Vielzahl der Teilprobleme 
des Katastrophenmanagements ge­
eignete Verfahren an; Vorausset­
zung dafür ist allerdings, daß die ho­
hen Anforderungen an die Verfüg­
barkeit und Qualität von 
Informationen erfüllt werden (so 
wurden OR-Verfahren z. B. bei der 
Planung der Stationierung von Zivil­
schutzsirenen und zur Standortwahl 
von Feuerwachen oder Depots ein­
gesetzt) . Im Einsatzfall können OR­
Verfahren bei der Zusammenstellung 
von Hilfsgütern und Rettungsteams 
und deren koordiniertem Heran­
führen an das Schadensgebiet oder 
bei der Bevölkerungswarnung oder 
-evakuierung wertvolle Zeit gewin­
nen. Verfahren des Scheduling und 
des Projektmanagements sowie ge­
eignete Zuordnungsverfahren kön­
nen die Einsatzplanung ebenfalls 
wesentlich unterstützen. 

Simulation 
Aufgrund ihrer Komplexität ent­

ziehen sich nicht nur Problemstel ­
lungen des Katastrophenmanage­
ments einer exakten Untersuchung, 
so z. B. das Verhalten freigesetzter 
Stoffe (Gase, Flüssigkeiten), das Aus­
breitungsverhalten seismischer Wei ­
len, das Verhalten der Bevölkerung 
bei Evakuierungsmaßnahmen etc. 

Durch die Verwendung von Simu­
lationsmodellen erschließt sich eine 
Alternative für die Analyse des (ana­
lytisch) unzugänglichen Originalpro­
blems, wobei mit Blick auf den 
Zweck allgemein zwischen den drei 
Grundtypen des Beschreibungs-, Er­
klärungs- und Entscheidungsmodells 
unterschieden wird . Ein Simulati ­
onsmodell kann unter anderem in 
der Schulung, der Verbesserung be­
stehender Systeme oder der Unter­
suchung von Systementwürfen ein­
gesetzt werden; daraus wird deut­
lich, daß die Simulation nicht nur ein 
Analyse-, sondern auch ein Ent­
wurfswerkzeug sein kann . 
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KATASTROPHENMANAGEMENT/HOCHSCHULFORSCHUNG 

Bei den Simulationstechn iken 
kann man zwischen der Ereignis­
und der Takt-Simulation unterschei­
den: Während die Taktsimulation die 
Simulationsuhr in gleich großen Zeit­
sprüngen fortschreiten läßt (und da­
bei auch Zeitpunkte auftreten kön­
nen, an denen nichts passiert). 
springt die diskrete Simulation von 
Ereigniszeitpunkt zu Ereigniszeit­
punkt und berechnet die Folgen der 
neueingetretenen Ereignisse. Ferner 
unterscheidet man nach dem Typ der 
Modellvariablen in stetige und dis­
krete Modelle . Eine Reihe von Si­
mulationsprogrammiersprachen und 
Entwicklungsumgebungen erleich­
tert dabei die Modeli ierung und Si­
mulation . 

Wie bei allen Verfahren zur Ent­
scheidungsunterstützung müssen die 
Ergebn isse im Zusammenhang mit 
den in das Modell eingeflossenen 
Annahmen und Nebenbedingungen 
gesehen werden. 

Simulationsspiele sind ebenfalls 
ein wichtiges Hilfsmittel für ein Ver­
ständnis komplexer dynamischer 
Vorgänge. Die dabei erzielbaren 
Lerneffekte beziehen sich ebenso 
auf die Vorgänge innerhalb des si ­
mulierten Systems als auch auf Trai ­
ningseffekte bei den Spielern . 

Simulation im 
Katastrophenmana­
gement 

Simulation ist eines der Schlüssel ­
gebiete für Anwendungen im Kata­
strophenmanagementbereich, wie 
die umfangre iche Literatur hierzu 
zeigt; z. B. ist ein System zur Simu­
lation von Großschadensereignissen 
und deren Bewältigung durch die 
medizinische Infrastruktur an der 
Hochschule St . Gallen entwickelt 
worden, ein anderes benutzt für die 
Simulation von Evakuierungen vor 
erdbebenerzeugten Großfeuern die 
Fuzzy-Technologie; Simulationsmo­
delle zur Gebäudeevakuierung und 
zur Simulation evakuierungsindu­
zierter Verkehrsströme sind ebenfalls 
entwickelt worden . Als Simulations­
spiel erlaubt das System ATLANTIS 
z. B. zwei - bis viertägige Übungen 
im Katastrophenhilfemanagement. 

Dabei können Simulationsmodu­
le sowohl zur Generierung von In­
formation (Beispiel : Ermittlung seis­
mischer Belastungskurven in einem 
Gebiet) als auch zur Weiterverarbei­
tung (Simulation der dadurch verur­
sachten Schäden) und Situations­
fortschreibung oder Verifikation 
dienen (Auswertung von Hand-
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lungsalternativen); als Teil eines hy­
briden Systems können sie zusam­
men mit Datenbank-, Optimierungs­
oder Geo-Modulen eingesetzt wer­
den wie z. B. im Ispra Risk Manage­
ment System IRIMS der Gemein­
schaftsforschungssteile der EU in 
Ispra, Italien . 

Wissensverarbeitung 
und Expertensysteme 

Das Gebiet der künstlichen Intel­
ligenz versucht, durch Repräsentati­
on und Verarbeitung von Wissen Ei­
genschaften menschlicher Intelligenz 
nachzubi Iden; so versucht das der­
zeit erfolgreichste Anwendungsge­
biet der Expertensysteme, die Pro­
blemlösungskompetenz von Exper­
ten bestimmter Fachgebiete zu 
reproduzieren, wobei deren Lö­
sungsstrategien und Erfahrungen 
(Wissen) in Form formalisierter ma­
schinenverarbeitbarer Operationen 
zu erfassen versucht wird. 

Expertensysteme arbeiten u. a. in 
der Interpretation (Analyse von Da­
ten), Überwachung (Anwendung 
z. B. in der Medizin, der Luftraum­
überwachung und in Kraftwerken), 
Diagnose (Aufspüren von Fehlern in 
Systemen), Vorhersage und Simula­
tion (Ableitung von Verhaltenspro­
gnosen) und als Entwurfs- und Pla­
nungssysteme (Konfiguration von 
Teilen bzw. Planen von Aktionen) . 

Im Bereich der Schnittstelle zwi ­
schen Mensch und Computersystem 
eingesetzt, können wissensbasierte 
Systeme zur Erhöhung der Expressi­
vität und Effektivität beitragen (In­
telligente Nutzerschnittstellen), denn 
die beste Information und ein hoch­
entwickeltes Informationssystem hel­
fen wenig, wenn man die Informa­
tion nicht (schnell genug) findet 
bzw. für die Bedienung des Systems 
eine umfangreiche Ausbildung 
benötigt. Als Beispiel hierzu kann 
das CUBRICON-System dienen, ein 
Air Force Command and Control Sy­
stem, dessen Nutzerschnittstelle in­
teressante Eigenschaften wie z. B. 
natürlichsprachliches Text- und Ge­
stenverstehen aufweist. 

Repräsentations­
formen von Wissen 

Für die Darstellung von Wissen 
werden hauptsächlich Regeln, Fra­
mes, Semantische Netze und Con­
straints eingesetzt. Die häufigste Me­
thode der regel basierten Wissens­
darstellung, die z. B. bei "Klassikern" 
wie MYCIN (ein System zur Diagno-

se von infektiösen Blutkrankheiten), 
DENDRAL (Analysesystem für Mo­
lekülstrukturen) und R1/XCON (Kon­
figurations-Expertensystem für Com­
putersysteme) zum Einsatz kommt, 
besteht aus einer Datenbasis mit gül­
tigen Fakten, Regeln der Form 
'wenn Bedingung dann Folgerung' 
zur Herleitung neuer Fakten und Ak­
tionen und einem Regelinterpreter 
zur Steuerung des Herleitungspro­
zesses. Diese Systeme sind modular 
und gut verständlich, werden bei 
größerem Umfang aber unhandlich. 
Im Gegensatz zu diesen gerichteten 
Regeln stellen Constraints ungerich­
tete, nach beiden Seiten auflösbare 
Zusammenhänge dar. Constraints 
und mit Anfangswerten belegte Va­
riablen werden einem Propagie­
rungsalgorithmus übergeben, der 
vorher nicht belegte Variablen mit 
Werten oder Wertebereichen ver­
sieht. 

Der konnektio­
nistische Ansatz 

Das Gebiet der künstlichen neu­
ronalen Netze versucht, die erstre­
benswerten Eigenschaften der bio­
logischen Vorbilder zu erreichen: 
Durch das Lernen eines neuronalen 
Netzes wird dessen Verhalten orga­
nisiert, und die Arbeitsweise und das 
Wissen formen sich in den synapti ­
schen Gewichten der künstlichen 
neuronalen Netze. Dieser Ansatz 
hat, obwohl er in einer Vielzahl von 
Anwendungsgebieten erfolgreich 
eingesetzt wird, den Nachteil, daß 
eine Erklärbarkeit des Verhaltens 
(noch) nicht möglich ist. 

Das Blackboard­
Konzept 

Die Blackboard-Struktur erlaubt 
einzelnen unabhängigen Wissens­
modulen die Kommunikation über 
eine gemeinsame Datenstruktur, 
das Blackboard (Tafel); alle Beteilig­
ten können diese Tafel einsehen und 
ihre Ergebnisse und Wünsche darauf 
ablegen. Die Wissensquellen sind in 
der Weise autonom, daß sie die 
Quelle ihrer Information nicht zu 
kennen brauchen (sie hinterlegen 
auf dem Blackboard ihre Anfragen 
und finden später ggf. die Antwor­
ten vor); andererseits überprüfen sie, 
ob sie evtl. Anfragen anderer Mo­
dule ganz oder teilweise beantwor­
ten können . 

Ein bekanntes Blackboard-System 
ist Hearsay 11 zur Erkennung gespro­
chener Sprache: Es versucht, die von 
den für verschiedene Abstraktions-



ebenen (Phoneme, Phrasen, Sätze 
etc.) zuständigen Modulen geliefer­
ten unvollständigen Ergebnisse zu 
einem Verständnis der Bedeutung 
der gesprochenen Aussage zu inte­
grieren. Hierarchische Blackboard­
strukturen bilden ein leistungsfähi­
ges Konzept zur Kooperation meh­
rerer, nicht notwendigerweise 
wissensbasierter Module. 

Nichtmonotones 
Schließen 

Unser Wissen ist fast ausnahmslos 
unvollständig, und so verwenden wir 
vielfach Regeln mit Ausnahmen, um 
das fehlende Wissen zu ergänzen; · 
des weiteren können wir mit inkon­
sistenter Information umgehen. Die 
Monotonizitätsannahme der ge­
wohnten Logik geht jedoch davon 
aus, daß sich durch das Hinzufügen 
neuen Wissens einmal als wahr ab­
geleitete Folgerungen nicht später 
als falsch erweisen können. Gilt die­
se Voraussetzung nicht (nichtmono­
tone Logik), so muß die Wissensba­
sis auf ihre Konsistenz geprüft und 
ggf. korrigiert werden. Ein solches 
Truth Maintenance Modul wurde be­
reits in einem Decision Support Sy­
stem zur Unterstützung von Was­
wenn-Analysen auf der Basis unsi­
cheren Wissens implementiert. 

Wissen, Unsicherheit 
und Nicht-Wissen 

Mit dem vorliegenden sicheren 
und unsicheren Wissen versuchen 
wir, die Unsicherheit zu reduzieren 
und Erkenntnisse dem Nicht-Wissen 
der Ignoranz, zu entnehmen. Di~ 

Ignoranz kann dabei verschiedene 
Formen annehmen . 

Dabei wird klar, daß Expertensy­
steme uns nur bei bestimmten Auf­
gabentypen unterstützen können · 
für die verbleibenden Bereiche ist e~ 
daher wichtig, die Wissenssituation 
(Wissen und die Unsicherheit des 
Wissens) geeignet zu modellieren. 

Für die Handhabung von Unsi­
cherheit in Expertensystemen gibt 
es hauptsächlich vier Methoden 
die unterschiedliche Akzeptanz er~ 
reicht haben. Neben der rechen­
technisch einfachen Bayes'schen 
Wahrscheinlichkeitstheorie und der 
in MYC.I N v~rwendeten Certainty 
Theory Ist die Fuzzy-Set-Theorie in­
teressant, die in der Wissensspe i­
cherung und Inferenz angewandt 
werden kann, um das meist in un­
scharfer Form vorliegende Exper­
tenwissen geeignet zu erfassen 
(Beispiele: die Expertensysteme CA­
DIAC-II, EMERGE, EXPERT und ESP). 
Die Theorie von Dempster und Sha­
fer schließlich erlaubt es, den be­
weissuchenden Prozeß eines Ex­
perten besser abzubilden und 
scheint für eine Anwendung in Dia­
gnoseexpertensystemen besonders 
geeignet zu sein (z. B. gilt bei der 
Bayes'schen Wahrscheinlichkeits­
theorie ein Beweis, der eine Hypo­
these nur zu einem Teil unterstützt 
als Beweis der Ablehnung der Hy~ 
pothese zum anderen Teil; dieser 
nicht notwendigerweise richtige 
Schluß wird in der Dempster-Sha­
fer-Theorie flexibler gehandhabt). 
Auf der Basis der Dempster-Shafer­
Theorie ist SPERIL-II aufgebaut, 
welches zur Schadensschätzung 
bzw. Risikoeinschätzung für Ge­
b.äude nach Erdbebenereignissen 
eingesetzt wird . 

Wissensverarbeitung 
im Katastrophen­
management 

Gerade dort, wo die harten Ver­
fahren aufgrund fehlender oder un­
genauer Information oder deren un­
zureichender Qualität nicht oder nur 
eingeschränkt eingesetzt werden 
können, liegen die Anwendungsfel­
~er der Wissensverarbeitung, so z. B. 
Im Bereich der intelligenten Erken­
nung, Vorwarnung und Automati­
sierung (expertensystemgestützte 
Steuerungen können für ein auto­
matisches Herunterfahren oder An­
halten kritischer Systeme sorgen, wie 
z. B. Industrieanlagen, Computersy­
steme, Verkehrssysteme usw.), aber 
auch in der Entscheidungsunterstüt­
zung bei der Auswahl geeigneter 
Verfahren in Abhängigkeit der In­
formationsqualität oder in der 
M ensch-Com pute r-Sch n ittste Iie. 
Trotz der nahezu unbegrenzten Viel­
falt an denkbaren Anwendungsfäl ­
len muß im Einzelfall kritisch geprüft 
werden, ob die zumeist sehr hoch 
gesteckte Erwartung an wissensba­
sierte Systeme erfüllt und der ange­
strebte Zweck erreicht werden kann. 

Fortsetzung in Heft 3/96 
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MELDUNGEN 

NATO-Generalsekretär 
unterzeichnet Vereinbarung 
zur Zivilen Notfallplanung und 
Katastrophenvorbeugung mit 
Rußland 
Am 20. März 1996 wurde anläßlich des Moskaubesuchs von NATO-Generalsekretär 
Javier Solana zwischen der NATO und dem russischen Ministerium für Zivilverteidigung, 
Notfälle und die Beseitigung von Schäden aufgrund von Naturkatastrophen eine 
Vereinbarung über zivile Notstandsplanung und Katastrophenschutz unterzeichnet. 

Die Vereinbarung wurde von Ja­
vier Solana und dem zuständigen 
russischen Minister, Sergei K. Schoi­
gu, im Rahmen der "Partnerschaft 
für den Frieden" unterze ichnet. In 
dieser Vereinbarung wird die Ver­
pflichtung der Russischen Föderati ­
on festgehalten, mit den NATO-Mit­
gliedstaaten eine Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Katastrophen­
schutzes aufzubauen . Zudem hebt 
die Vereinbarung hervor, daß sich so­
wohl die NATO als auch die Russische 
Föderation im Fall einer Naturkata­
strophe oder einer von Menschen 
verursachten Katastrophe (ein ­
schließlich grenzüberschreitender 
Folgen eines technischen Störfalls) 
nachdrücklich für den Schutz der Be­
völkerung einsetzen. 

Darüber hinaus ist vorgesehen, 
daß die enge Zusammenarbeit zwi ­
schen der NATO und der Russischen 
Föderation mit dem Ziel , die inter­
nationalen Mechanismen der Kata­
strophenhilfe zu verbessern, fortge­
führt wird . In diesem Zusammen­
hang kamen das zuständige 
russische Ministerium und die NATO 
überein, ihre Bemühungen zur Un­
terstützung der Resolution 46/182 
der Generalversammlung der Ver­
einten Nationen zu verstärken und 
insbesondere weiterhin das Projekt 
"Einsatz von Mitteln der militäri ­
schen und zivilen Verteidigung auf 
dem Gebiet der Katastrophenhilfe" 
der Hauptabteilung der Vereinten 
Nationen für humanitäre Angele­
genheiten aktiv zu unterstützen. In 
diesem Bereich setzen die NATO und 
das zuständige russische Ministeri­
um ihre aktive militärische und zivi -
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le Zusammenarbeit im Rahmen ver­
schiedener Katastrophenhilfeübun­
gen fort, die im Zusammenhang mit 
der "Partnerschaft für den Frieden" 
und unter der Ägide der Vereinten 
Nationen durchgeführt werden . 

Auf der Grundlage der Arbeit des 
NATO-Ausschusses für Zivilschutz 
und der NATO-Richtlinien für die Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet der 
Katastrophenhilfe in Friedenszeiten 
sowie unter Berücksichtigung der 
diesbezüglichen Aktivitäten der Rus­
sischen Föderation haben die NATO 
und das zuständige russische Mini­
sterium vereinbart, 

• die Unterstützung für die prak­
tische Zusammenarbeit und die ge­
genseitige Hilfe auf den Gebieten 
des Katastrophenschutzes, Warn­
und Meßsysteme sowie Bekämpfung 
der Folgen zu beschleunigen, wobei 
der Schwerpunkt auf der vorbeu­
genden Planung liegen soll; 

• wie im Arbeitsprogramm der 
Pfp und im Individuellen Partner­
schaftsprogramm der Russischen Fö­
deration vorgesehen, weiterhin Se­
minare, Arbeitstagungen und Übun­
gen zu unterstützen und an ihnen 
teilzunehmen, um die Fähigkeit zu 
Einsätzen auf den Gebieten Such­
und Rettungsmaßnahmen sowie hu­
manitäre Operationen auszubauen; 

• bei der Erarbeitung von Rege­
lungen zur Beschleunigung und Er­
leichterung der internationalen Ka­
tastrophenhilfe zusammenzuarbei ­
ten . 

Schließlich wurde vereinbart, 
1997 in der Russischen Föderation ei-

ne Tagung des NATO-Oberausschus­
ses für zivile Notstandsplanung 
(SCEPC - Senior Civil Emergency 
Planning Committee) mit allen Ko­
operationspartnern zu veransta Iten, 
um so auch in Zukunft das beider­
seitige Bekenntnis zur Verstärkung 
der Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der zivilen Notstandsplanung, 
einschließlich des Katastrophen­
schutzes sowie der Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Folgen, zu fördern 
und die Bedeutung dieses Themas 
zu unterstreichen. Auf dieser Tagung 
des SCEPC, der ersten, die in einem 
Partnerstaat stattfindet. werden sich 
die nationalen Leiter der Einrich­
tungen für die zivilen Notstandspla­
nung in den NATO-Staaten und ihre 
Partnerländer auf praktische, kon­
krete Maßnahmen für die weitere 
Zusammenarbeit konzentrieren . 



Todesfalle Rauch 
lehren aus der Brandkatastrophe am Flughafen Düsseldorf 

Alle Opfer der Brandkatastrophe am Düsseldorfer Flughafen vom 11. Apri/1996 kamen 
nicht durch direkten Kontakt mit dem Feuer, sondern durch toxische Rauchgase ums 
Leben. Auch bei den Schwer- und Leichtverletzten diagnostizierten die Rettungsmedi­
ziner in erster Linie Störungen der Atemwegsfunktionen und akute Rauchvergiftun­
gen. 

Vor diesem traurigen Hintergrund 
weist der FVLR Fachverband Licht­
kuppel, Lichtband und RWA e. V., 
Köln, erneut auf die Notwendigkeit 
des Einbaus und der fachgerechten 
Wartung von Rauch- und Wärme­
abzugsanlagen hin. 

Das Pressefoto, das wenige Tage 
nach dem Brand die Situation nach 
der Evakuierung der Ankunftshalle 
zeigt, läßt ahnen, in welch alp­
traumhafter Lage sich die Betroffe­
nen befanden. Der ehemals hell­
graue Fußboden ist von einer dicken 
schwarzen Rußschicht bedeckt, auf 
der sich die Fußspuren der Flüch­
tenden und der Rettungskräfte ge­
radezu gespenstisch klar abzeichnen. 
Augenzeugen berichteten, der 
Rauch sei so dicht gewesen, daß man 
die eigene Hand nicht vor Augen se­
hen konnte. Hilflos den giftigen Zer­
setzungsprodukten von brennenden 
Kunststoffmateria I ien ausgesetzt 
und ohne Orientierung im für sie un­
bekannten Gebäude liefen viele in 

die falsche Richtung und fanden 
nicht oder zu spät den Weg ins Freie. 
Die Rettungsmannschaften, die nur 
mit schwerem Atemschutzgerät zum 
Unglücksort vordringen konnten, 
hatten mit denselben Problemen zu 
kämpfen. Erst als das Feuer unter 
Kontrolle war, der Rauch sich verzo­
gen und der Ruß sich gelegt hatte, 
konnte das Gebäude visuell syste­
matisch nach Opfern durchsucht 
werden. 

Die Geschehnisse in Düsseldorf 
zeigen mit erschreckender Deutlich­
keit, daß im Hinblick auf den Perso­
nenschutz nicht nur das Feuer selbst, 
sondern in erster Linie der Rauch ein 
erhebliches Gefährdungspotential 
darstellt. Dies gilt insbesondere für 
öffentliche Gebäude mit starkem Pu­
blikumsverkehr. Bereits relativ klei ­
ne Mengen organischen Materials 
können im Brandfall innerhalb kür­
zester Zeit selbst große Raumvolu­
mina vollständig verqualmen, die 
Sicht auf Fluchtweghinweise behin-

dern und erhebliche Mengen le­
bensgefährlicher Substanzen frei­
setzen . Daneben ist dieses gefährli ­
che Rauchgemisch auch der explosi­
ve Nährboden für den gefürchteten 
"flash-over" . 

Unerläßlicher Bestandteil eines 
gut durchdachten und im Notfall 
auch funktionierenden Brand­
schutzkonzeptes sind daher Maß­
nahmen des automatisch öffnenden 
oder manuell zu betätigenden 
Rauch- und Wärmeabzuges. Nur 
wenn Flucht- und Rettungswege im 
Brandfall rauchfrei gehalten werden, 
sind eine rasche Evakuierung, ein ge­
zieltes Vorgehen der Rettungskräf­
te und ein unverzüglicher Löschan­
griff möglich. 

Rauch- und Wärmeabzugsanla­
gen verhindern direkt kein Feuer. 
Aber nur sie tragen dazu bei, daß in 
der ersten Brandphase Menschenle­
ben und Sachwerte gerettet werden 
können . 
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PRESSESCHAU 

Rettungsbilanz 
Die Männer des SAR-Dienstes der 

Marine können wieder mit Stolz auf 
die im vergangenen Jahr erfolgreich 
geleistete Hilfe be i Rettungsflügen 
zurückblicken. Bei 344 Einsätzen wur­
de 172 Menschen geholfen . Fast 
80 Prozent dieser Einsätze galten Zi ­
vilpersonen aus der Berufs- und 
Sportschiffahrt und der Luftfahrt. Da­
bei bewährt sich immer wieder die 
nun schon jahrzehntelange enge und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
der Deutschen Gesellschaft zur Ret­
tung Schiffbrüchiger (DGzRS), dem 
Bundesgrenzschutz, der Polizei, der 
Luftwaffe und den Rettungsdiensten 
anderer Nationen. 

Dabei bleibt jedoch nicht aus, daß 
auch die Retter manchmal in Not ge­
raten . So war es die Besatzung des 
zu dieser Zeit auf Borkum stationier­
ten SAR-Hubschraubers der Marine, 
die trotz Dunkelheit und extremer 
Wetterlage zu einem Einsatz starte­
te, um dem selbst in Seenot gerate­
nen Seenotrettungskreuzer "Alfred 
Krupp " zu helfen . Seit Einrichtung 
des SAR-Dienstes 1958 bis Ende ver­
gangenen Jahres wurde er 18 099 
Mal alarmiert, woraus sich 13 214 
Einsätze ergaben, bei denen 9378 
Personen gerettet wurden . 
Quelle: loyal 3/95 

Wo muß das DRK 
Leistungen 
reduzieren? 

Wie viele andere Hilfsorganisatio­
nen beklagt auch das Deutsche Rote 
Kreuz (DRK) einen deutlichen Spen­
denrückgang . Hansjörg Tinti befrag­
te Professor Dr. Knut Ipsen, den Prä­
sidenten der rund 4,5 Mio. Mitglie­
der zählenden Organisation . 

Frage: Überall wird ein spürbarer 
Rückgang im Spendenaufkommen 
beklagt; woran liegt das? 

Ipsen: Einen generellen Rückgang 
bei den Spenden für das Rote Kreuz 

gibt es nicht. Die Einbußen beziehen 
sich auf Spenden, die beim DRK-Ge­
neralsekretariat in Bonn eingehen 
und in erster Linie für die Auslands­
hilfe verwendet werden . Ich denke, 
daß die Menschen bei Konflikther­
den wie Bosnien über die Jahre ein­
fach müde geworden sind . Man darf 
aber nicht vergessen, daß in Bosnien­
Herzegowina immer noch Hundert­
tausende in großer Not leben. 

Frage: Wie hat sich das Aufkom­
men beim DRK im letzten Jahr ent­
wickelt, wie ist die Lage jetzt? 

Ipsen: Die Spenden sind im letzten 
Jahr um über die Hälfte auf 61 Mil ­
lionen Mark zurückgegangen. Das ist 
schon eine drastische Einbuße. 
Schlüsselt man diese Zahl jedoch auf, 
stellt man fest, daß insbesondere Ein­
zelprojekte den Ausschlag gegeben 
haben . Ein Beispiel: Für Ruanda sind 
1994 rund 60 Millionen Mark einge­
gangen, im letzten Jahr war es we­
niger als eine Million Mark. 

Frage: Die Menschen haben weni­
ger im Portemonnaie. Sehen Sie auf 
absehbare Zeit eine Besserung der Si­
tuation? 

Ipsen : Hier und dort merkt man 
schon, daß sich die staatlich beding­
te Abgabenlast auf die Spenden­
freudigkeit auswirkt. Wir stellen aber 
immer wieder fest, daß der Spen­
deneingang für das Rote Kreuz auch 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
auf einem sehr hohen Niveau bleibt. 
Dafür sind wir den Spendern außer­
ordentlich dankbar. Für den Bereich 
der Auslandshilfe müssen wir die 
Menschen in Zukunft aber noch viel 
mehr über unsere weltweiten Auf­
gaben informieren. 

Ipsen : Woher erhalten Sie Spen ­
den, wie viele Spender gibt es? 

Das DRK wird von über sechs Mil ­
lionen Menschen in Deutschland re­
gelmäßig finanziell unterstützt. Dar­
unter sind auch sehr viele Menschen, 
die selbst nur wenig Geld zur freien 
Verfügung übrig haben. Dies beein­
druckt mich immer wieder. 

IMPRESSUM 
Notfallvorsorge 
Forschung· Technik· Medizin • 
Organisation· Recht 
ISSN 0948-7913 
26. Jahrgang 
Herausgeber: Rolf Osang t und 
Dr. Horst Schöttler 
Redaktion: Günther Wollmer 
(v. i. S. d. P.), Dr. Stefan Koch, 
Eva Osang 
Verlag, Redaktion und Vertrieb: 
Osang Verlag GmbH, Am Römerla­
ger 2, 53117 Bonn, Telefon 02 28 
- 68 70 88, Fax 02 28 - 67 96 31 . 

32 Notfallvorsorge 2/1996 

Wissenschaftliche Beratung: 
Dr. Horst Schöttler 

Bezugsbedingungen: Jahresbe­
zugspreis 49,90 DM; EinzeIbezugs­
preis 12,90 DM (ln- und Ausland) 
plus Porto und Versand kosten . 
Kündigung des Abonnements spä­
testens drei Monate vor Jahresen­
de. Zahlungen ausschließlich an 
den Osang Verlag GmbH Bonn 

Fotos: Bernhardt (5, 6n), BZS/Bern 
(1,9), dpa (31) 

Frage: Wo muß das DRK Leistun­
gen reduzieren? 

Ipsen: Das Prinzip ist leider sehr 
einfach: Steht weniger Geld zur Ver­
fügung, muß auch die Zahl der Pro­
jekte eingeschränkt werden . Das ist 
angesichts der großen Probleme in 
Afrika wirklich fatal. In Liberia wären 
wir momentan finanziell nicht dazu 
in der Lage, aus dem Stand eine 
größere Hilfsaktion für die Flüchtlin­
ge zu starten . 

Frage: Schwerpunkte der Hilfe? 

Ipsen: Die Schwerpunkte der DRK­
Auslandshilfe liegen zur Zeit in den 
Krisenregionen Afrikas und im ehe­
maligen Jugoslawien. Das Rote Kreuz 
hilft oft bei Konflikten und Notlagen, 
die mittlerweile längst aus der Be­
richterstattung verschwunden sind . 
Im Flüchtlingslager Benaco in Tansa­
nia steht keine Fernsehkamera mehr. 
Und trotzdem versorgt das DRK im­
mer noch über 600 000 ruandische 
Flüchtlinge mit seinem Feldkranken­
haus. 

Frage: Sie schreiben Auslandshilfe 
groß, wie steht es im Inland? 

Ipsen: Die Spenden gewinnen, an­
gesichts zurückgehender staatlicher 
Zuschüsse, auch im Inland immer 
mehr an Bedeutung. Ob es nun eine 
Beratungsstelle für überschuldete 
Personen oder eine Suppenküche für 
Arme und Obdachlose ist - ohne Ei­
genmittel aus Spenden sähe es vie ­
lerorts sehr schlecht aus. 
Quelle: Die Rheinpfalz, 4.5.1996 

Seehofer will 
500 Millionen Mark 
bei Rettungsdienst 
sparen 

Durch eine Reform der Rettungs­
dienste ohne Abstriche an der Qua­
lität der Notfallhilfe will Bundesge­
sundheitsminister Horst Seehofer mit­
telfristig mindestens 500 Mio. Mark 
im Jahr einsparen. In .,Bild am Sonntag" 
kritisierte er vor allem die seit 1992 
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um 46 Prozent auf 3,8 Mrd. Mark ge­
stiegenen Fahrtkosten der Rettungs­
dienste. Das sei vernünftig nicht zu er­
klären. "Hier wird Geld zum Fenster 
hinausgeworfen", sagte der Minister. 
Zu den Kernpunkten einer solchen Re-

form zäh lte Seehofer vor allem die Be­
seitigung organisatorischer Mängel der 
Rettungsdienste, die unter anderem 
vom Deutschen Roten Kreuz, vom Mal­
teser-Hilfsdienst und vom Arbeiter-Sa­
mariter-Bund betrieben werden. 

.. . Lf: 
BUCHER ,- ;i: 

NATURLANDSCHAFT -
KULTURLANDSCHAFT 

Jeden Tag erleben wir hautnah, 
wie sich die Landschaften um uns 
herum mit einer immer atemberau­
benderen Geschwindigkeit verän­
dern. Landschaft, verstanden als Zu­
sammenspiel von belebter und un­
belebter Natur, von Mensch, Tier und 
Pflanze, als umfassender Lebens­
und Sozialraum, war immer schon in 
Veränderung, aber noch nie so 
raumgreifend und gründlich wie 
heute. 

Die gestaltenden Eingriffe des 
Menschen sind so alt, daß man heu­
te wohl kaum noch Überbleibsel wil ­
der, natürlicher Landschaft finden 
kann. In Mitteleuropa ist fast alle 
Landschaft Kulturlandschaft, vom 
Menschen geformt nach seinen Be­
dürfnissen und seinen jeweiligen 
Möglichkeiten. 

Das vorliegende Buch stellt ex­
emplarisch verschiedene Land­
schaftszustände sowie Verhältnisse 
in der Natur und zur Natur dar. Ge­
genstand der Betrachtung sind zum 
einen "wilde" Naturlandschaftsele­
mente wie die Moore und ihre größ­
tenteils irreversible Zerstörung, tra­
ditionelle Landschaftselemente wie 
die Streuobstwiesen mit ihrem 
prächtigen Baumbestand, von Grä­
ben durchzogene Wiesen sowie "alt­
modische" Kulturelemente wie die 
Streuwiesen, andererseits die mo­
dernen, sich auf Kosten traditionel ­
ler Formen ausdehnenden urbanen 
Siedlungskomplexe und schließlich 
- als optimistischer Blick in die Zu­
kunft - die sich neu strukturieren­
den Landschaften, in denen versucht 
wird, einen sinnvollen Weg zwischen 
Tradition und Moderne zu finden . 

Der Herausgeber, Professor Dr. 
Werner Konoid, arbeitet am Institut 
für Landschaftsökologie der Univer­
sität Hohenheim. Er hat für dieses 
Buch fünfzehn Aufsätze namhafter 
Wissenschaftler und Wissenschaftle­
rinnen zusammengeführt. 

Werner Konoid (Hrsg.): 
Naturlandschaft -
Kulturlandschaft. Die Verände­
rung der Landschaften nach der 
Nutzbarmachung durch den 

Menschen. 322 Seiten, 
DM 66,00, ecomed 
verlagsgesellschaft, Landsberg 
1996, ISBN 3-609-69280-4 

PREISWERTES BAUEN CONTRA 
RAUCH- UND WÄRMEABZUG 

Eckhart Hagen, promovierter Phy­
siker und Mitglied nationaler und in­
ternationaler Gremien zur Erarbei ­
tung von Brandschutzrichtlinien, 
konstatiert eine Abnahme in der Ak­
zeptanz von Rauch- und Wärmeab­
zügen. Verantwortlich für diese Ent­
wicklung macht er insbesondere 
Bemühungen, preiswerter zu bauen. 
Rauch- und Wärmeabzug werden 
ohnedies nur noch selten brand­
schutztechnischen Maßnahmen zu­
geordnet. 

Wegen dieser mangelnden Ak­
zeptanz der "RWAs" (Rauch- und 
Wärmeabzugsanlagen) als Brand­
schutz wertet Hagen verschiedene 
Brandfälle aus, um zu untersuchen, 
wie sich das Fehlen oder Vorhan ­
densein einer solchen Anlage auf 
den entstandenen Schaden auswirkt. 
Dabei erläutert er zunächst die mög­
lichen Einsatzgebiete und die Funk­
tionsweise einer RWA. Schwierig­
keiten bei der Auswahl des Daten­
materials entstanden für Hagen 
schon alleine dadurch, daß in der 
einschlägigen Fachliteratur fast aus­
schließlich spektakuläre Brände ver­
zeichnet sind . Wenn jedoch eine 
RWA ihrem Zweck entsprechend 
zum Einsatz kommt, sollte der Brand 
bereits in der Entstehungsphase en­
den. 

Bei den 89 auswertbaren Brand­
fällen ergibt sich aber dennoch ein 
deutliches Bild: Sowohl in bezug auf 
Sachwerte als auch auf die Bedin­
gungen für Flucht und Rettung wir­
ken sich RWAs bei sachgerechter In­
stallation positiv aus. 

Eckhart Hagen: Rauch- und 
Wärmeabzug als Bestandteil 
moderner Brandschutzkonzep­
te: Untersuchung, Analyse, Be­
wertung. Kleffmann, Bochum: 
1996. 96 S. DM 29,80 

Quelle: Süddeutsche Zeitung, 9.4.1996 

SIND SOLDATEN POTENTielLE 
MÖRDER? 

Der Philosoph Dirk Heinrichs stellt 
sich dieser Frage, die über das 
Tucholsky-Zitat und das umstrittene 
Urteil des Bundesverfassungsgerich­
tes Einzug in die öffentliche und ak­
tuelle politische Diskussion gehalten 
hat. Vor allem die politische Diskus­
sion wurde in den letzten Wochen 
durch den Gesetzesentwurf der Bun­
desregierung, die sog . Lex Bundes­
wehr, heftiger denn je entfacht. 

Heinrichs, der selbst von 1943 bis 
1945 Soldat war, versucht, sich der 
Antwort von zwei Seiten zu nähern: 
einer ethisch-moralischen und einer 
historischen . Unter eth isch-mora I i­
schen Gesichtspunkten muß nach 
seiner Auffassung ein Soldat kein 
potentieller Mörder sein . Der bloße 
Verteidigungsauftrag der Bundes­
wehr in seiner im Grundgesetz nie­
dergeschriebenen Form dient ihm 
dabei als Beispiel. Aus historischer 
bzw. zeitgeschichtlicher Sicht beur­
teilt er die Fragestellung in einem 
anderen Kontext, nämlich in dem 
der Massenvernichtungswaffen. Hier 
stellt sich für ihn eine weitere zen­
trale Frage: Kann ein Soldat morali­
sche Ansprüche für sich und seines­
gleichen erheben, wenn ein einziger 
militärischer Schlag Millionen Un­
schuldiger töten kann? Kann also ein 
Soldat ausschließen, zum Mörder an 
Unschuldigen zu werden? 

Eine besondere Rolle weist Hein­
richs bei der Beantwortung dieser 
Fragen den politischen Akteuren zu. 
Während eine geistige Auseinan­
dersetzung der Soldaten mit dem 
Tucholsky-Zitat seiner Meinung nach 
notwendig ist, versuchten die Han­
delnden in Parlament und Regie­
rung, so Heinrichs, ihnen ein reines 
Gewissen einzureden für die gegen­
wärtigen wie zukünftigen, über den 
Verteidigungsauftrag hinausgehen­
den Auslandseinsätze der Bundes­
wehr. 

Dirk Heinrichs: Den Krieg ent­
ehren. Sind Soldaten potentiel­
le Mörder? Stuttgart: Radius­
Verlag 1996. 117 S. 
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Au szug aus dem Lehrgangsplan 2. 
Halbjahr 1996 für die Feuerwehr­
ausbildung an der Brandschutz- und 
Katast rophenschutzschule Hey­
rothsberge (BKS Heyrothsberge) 

Lehrgänge für Berufs- und Werks­
feuerwehren und für andere Ein­
richtungen 

Brandinspektorlehrgang 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
AfüBIV9612 05.08.1996 18.12.1996 06.06.1996 

lehrgang Jachbezogene naturwissenschaftlich·technische 
Grundlagen des Brandschutzes' 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
fofüNWT (BIA) 96/2 02.09.1996 08.11 ,1996 24,06,1996 

Fortbildungslehrgang , Technische Hilfeleistung -Einsatztaktik 
für Führungskräfte ' 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
fofü TH 9615 26.08.1 996 30.08.1 996 17.06.1996 
fofüTH 9616 07.10,1996 11.10,1996 29,07,1996 
fofüTH96n 21.10,1996 25.10.1996 12.08.1996 
fofü TH 9618 11.11.199615,11,1996 02.09,1996 

Grundlehrgang ,Gefährliche Stoffe und Güter' 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
AE GSG (I) 9616 12,08,1996*16,08,1996 03.06.1996 
AE GSG (I) 96n 23.09.1996 27,09,1996 15,07.1996 
AE GSG (I) 9618 02,12,1996 06,12,1996 23.09.1996 

*begrenzte Kapazität 

lehrgang ,Strahlenschutz -Stufe 1" entsprechend FwDV 911, 
Ziffer 4.4, 1 für Führungskräfte 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
AE Str, 19612 23.09,1 996 27.09,1996 15,07,1996 

Fortbildungslehrgang ,Einsatzrecht" 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
fofüER9616 19.08.1996 21.08.1996 10,06,1996 
fofü ER 96n 02,09,1996 04,09,1996 24,06,1 996 
fofü ER 9618 28,10,1996 30.10.1996 19,08,1 996 
fofü ER 9619 . 18,11.1996 20,11,1996 09,09,1996 
fofüER96/10 09,12,199611.12.1996 30.09.1996 

Grundlehrgang im Höhenrettungsdienst 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
SoE GHR 96/4 07,10,1996 18,10.1996 29.07.1996 

lehrgang ,Ausbilder im Höhenrettungsdienst' 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
Sofü AHR 19613 02.09.1996 13.09,1996 24,06,1996 

Grundkurs, Organisation und Management in der Feuerwehr' 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
Sofü ORGM 9613 23.09.1996 25,09,1996 15,07,1 996 
Sofü ORGM 9614 13.11,1996 15.11 .1996 04.09,1996 

lehrgang ,Konfliktbewältigung für Feuerwehrführungskräfte" 
Lehrgangskennung Beginn Ende Anmeldeschluß 
Sofü KfB 9613 14,10.1996 18,10.1996 05.08,1996 
SofüKfB9614 25,11.199629,11 ,1996 16,09,1996 

PERSONALIA .~: 

Gerhard Siegele -
neuer Abteilungs­
leiter im Bundes­
ministerium des 
Innern 

Ende März 1996 übernahm der 
bisherige, für Zivile Verteidigung/Zi­
vilschutz zuständige Abteilungslei ­
ter, Dr. Rüdiger Kass, ein neues Auf­
gabengebiet : die Leitung der Bun­
desgrenzschutzabteilung . Kass, 
Ve rtrauter des Bundesinnenmini­
sters, soll die Umstrukturierung des 
BGS unter den Aspekten Neuorga­
nisation und Reform um- und durch­
setzen . Min ister Kanther will vor al ­
lem die St andorte an der ehemali ­
gen innerdeutschen Grenze 
auflösen, die Polizei beamten an den 
Ostgrenzen um rund ein Drittel ver­
stärken und eine neue Einhe it für 
die Bundeshauptstadt Berlin auf­
stellen. 

Nach sechswöch iger Vakanz ist 
nunmehr die Nachfolgefrage ent­
schieden : Gerhard Siegele, Volljurist 
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und seit über 27 Jahren im BMI, wur­
de zum neuen Abteilungsleiter er­
nannt. Der 56jährige Spitzenbeam­
te kennt das Haus und die Arbeits­
gepflogenheiten hoffentlich 
widmet er bei den vielen Aufgaben 
seiner Querschn ittsabtei lung sein 
Augenmerk dem Bevölkerungs­
schutz! Denn der befindet sich auf 
dem Weg aus einer bescheidenen, 
aber sicheren Vergangenheit in eine 
ungewisse Zukunft. 

Lebenslauf Gerhard Siegele 

• geboren am 1. November 1939 in 
Mannheim 

• 1946 - 1959 Schu lbesuch in Mann­
heim und Karlsruhe 

• 1959 Abitur 

• 1959 - 1963 Studium der Rechts- und 
Staatswissenschaften an der Univer­
sität Heidelberg 

• Februar 1964 - Mai 1967 juristischer 
Vorbereitungsdienst im Bezirk des OLG 
Ka rlsruhe 

Haus der Technik e. V. 
Veranstaltungen August bis Oktober 1996 

Seminare 
,Informationen aus Sicherheitsdatenblättern' 
14.8.1996 -15.8,1996 in Essen I Z·30·702-D95·6 
Leitung: Dipl.·Geogr. Norbert Kluger 

,Bombendrohungen -Der Umgang mit gefährlichen Situatio­
nen in Unternehmen' 
17,9.1996 in München 1 forum der Technik I Z-10-722-09J.6 
Leitung: Heiner Jerofsky 
,Flüssiggasanlagen für Verbraucher, Verteiler und Versorger' 
23.9.1996 in Essen I Z-30-742-132-6 
Leitung: Dr.-Ing. Dieter Hollenhorst 

,Störfaffauswirkungsbetrachtungen im 
Rahmen der Störfaff·Verordnung' 
24,9.1996 in Essen I Z-72-708-091-6 
Leitung: Dipl.-Ing. Peter Bordin 

Fachveranstaltungen 
,Moderner und praktikabler Brandschutz für Verkaufsstätten, 
Industriebauten und sonstige Sonderbauten' 
25.9.1996 in Essen I Z-40-724·096-6 
Leitung: Dipl.-Ing, G, Jung 
,Schaffschutz im Hochbau Grundlagen -Anforderungen­
DIN 4109 Prakt.' 
Anwendung -Erfahrungsaustausch 
26.9.1996 -27.9.1996 in Essen I Z-40·731-Q44-6 
Leitung: Prof. Dr. K.G. Schwartz 

Jeuerschutzabschfüsse und Sicherung von Türen in Rettungs­
wegen gegen Mißbrauch' 
7.10.1996 in Essen tz -40-803-096-6 
Leitung: Dr. Bernhard Schanz 

• 1. Jul i 1967 2. Juristische Staatsprü­
fu ng in Stuttgart 

• August 1967 - Januar 1969 Regie­
rungsassessor beim Landratsamt in 
Ulm 

• seit 1. Februar 1969 im Bundesmin i­
sterium des Innern und als Referent, 
Referatsleiter, ständiger Vertreter des 
Abtei lungsleiters in nachfolgenden 
Tätigkeitsbereichen beschäftigt: 

- Sportgrundsatzangelegenheiten 

- Organisation des Bundesinnenmini-
steriums 

- Organisations- und Arbeitsp latzü­
berprüfung im Geschäftsbereich des 
BMI 

- Angelegenheiten der Terrorismus­
bekämpfung 

- Angelegenheiten der inneren Si­
cherheit 

• ab 15. Mai 1996 Abteilungsleiter für 
Verwaltungsorganisation, Protokoll, 
Kommunalwesen, Statistik, Zivi le Ver-
teidigung (hs) 




